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Prof. Dr. Christa Randzio- Plath 

1. Vorsitzende Landesfrauenrat Hamburg e.V. 

Das Europäische Jahr gegen Armut und soziale 
Ausgrenzung will das öffentliche Bewusstsein für die 
Risiken von Armut und sozialer Ausgrenzung stärken 
und die vielfältigen Ursachen und Auswirkungen  
beschreiben sowie zu Lösungen aufrufen. Die Un-
gleichheit hat in Deutschland zugenommen. Ein Pro-
zent der Bevölkerung, 800.000 Menschen, besitzen 
so viel Vermögen an Immobilien, Geld, Wertpapie-
ren, Aktien und Lebensversicherungen wie die restli-
chen 99% der Bevölkerung. Dabei ist Armut menschengemacht wie Reichtum 
auch. Trotz der Zunahme des Volksvermögens um 300 Milliarden Euro (2000 - 
2007) bekommen abhängig Beschäftigte immer weniger vom gesellschaftlich 
erzeugten Reichtum ab. 

Die Bundesregierung konzentriert ihre Maßnahmen auf Kinder, Arbeitswelt und 
Integration. Diese Zielgruppen sind wichtig, aber Frauen sind stärker vom Ar-
mutsrisiko betroffen als andere Gruppen. Wenn Mütter arm sind, trifft das auch 
Kinder. Frauen als Migrantinnen sind doppelt betroffen. Und Frauen stellen die 
meisten Personen im Niedriglohnsektor, so dass ihr Einkommen nicht zum 
Auskommen reicht. Das ist auch in Großstädten wie Hamburg so. Das Europä-
ische Jahr 2010 gegen Armut und soziale Ausgrenzung fordert alle – Politik, 
Wirtschaft, Gesellschaft, Verbände, Medien, aber auch die Bevölkerung dazu 
auf, alles zu tun, um diese Zustände zu verändern. Alle Menschen und die 
Gesellschaft insgesamt gewinnen, wenn soziale Ausgrenzung und Armutsrisi-
ken verringert werden. 

Frauen als Zielgruppe sind nicht besonders angesprochen, obwohl Frauenar-
mut auch Kinder trifft. Wichtig sind daher Maßnahmen, die sich nicht auf Sozi-
alpolitik beschränken, sondern auch makroökonomische Politikkonzepte hinter-
fragen, die zu Ungleichheit beitragen. 

Zudem geraten auch ältere Frauen aus dem Blickfeld der Politik, die Armut 
verstecken und Arztbesuche unterlassen, weil sie das Geld für die Zuzahlun-
gen nicht haben. Alleinerziehende sind eine besondere Risikogruppe, weil 24% 
von ihnen von Armut bedroht sind (Bevölkerung insgesamt: 16%). Ihre Lage ist 
besonders prekär, auch weil es an bedarfsgerechten Betreuungsangeboten 
fehlt. Die Folgen der Armut von alleinerziehenden Frauen sind für deren Kinder 
von großer Bedeutung für das zukünftige Leben, für Wohnen, Ernährung, Ge-
sundheit und Schulerfolg. 

Die Zukunftsvision der Europäischen Union „Europa 2020“ setzt zu Recht  auf 
ein neues Umfeld zur Armutsbekämpfung, das ein nachhaltiges und intelligen-
tes Wachstum bestimmt. Die wichtigsten Ziele sind: eine Beschäftigungsquote 
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von 75%, Investitionen in Forschung und Entwicklung von 3% des BIP, 30% 
Emmissionsrückgang, Rückgang der SchulabrecherInnen auf 10% ,Anstieg der 
tertiären Bildungsabschlüsse auf 40% und durch alle diese Maßnahmen die 
Senkung der Anzahl armer Menschen von heute 80 Mio. um 20 Mio. 

Zu Recht sorgen sich nach einer Eurostat – Umfrage die BürgerInnen Europas 
wegen der Armutsrisiken. Arm sind Menschen, die mit weniger als 60% des 
Durchschnittseinkommens in ihrem Land auskommen müssen (Definition der 
Europäischen Kommission). Nur 31% sind der Meinung, dass ihre nationalen 
Regierungen die Probleme von Armut und Ungleichheit richtig anfassen. Die 
Wirtschafts- und Finanzkrise hat die Armutslage verschärft. Die Arbeitslosigkeit 
wird weiter steigen. Viele Staaten sparen wegen ihrer hohen Haushaltsdefizite 
und nehmen dabei die Sozialleistungen nicht aus. Dabei vermindern Sozial-
transfers ohne Altersversorgung Armut um 30%. Allerdings gibt es Staaten, in 
denen diese Sozialleistungen die Armut um 60%, andere jedoch, in denen sie 
die Armut nur um 20% verringern. Effizienz und Konzepte der Sozialfürsorge 
müssen überprüft werden, gerade in Krisenzeiten. Deswegen werden Konzep-
te gebraucht, die Arbeitsplätze schaffen und Solidarität mit denjenigen bewei-
sen, die auf sie angewiesen sind. Schließlich geht es der Wertegemeinschaft 
Europäische Union um mehr als die Steigerung des Bruttoinlandsprodukts. 
Eine Gesellschaft schuldet den Armen mehr als materielle Hilfe. Es geht um 
eine inklusive Gesellschaft, an der alle teilhaben können. 

Deswegen ist es so wichtig, die Armut der Frauen ins Blickfeld von Politik zu 
rücken. Für Frauen ist es von zentraler Bedeutung, dass 

• ein existenzsichernder Mindestlohn wie in den meisten EU - Staaten 
gezahlt wird und der skandalöse Lohnunterschied von durchschnittlich 
23% in Deutschland endlich der Vergangenheit angehört, 

• der Niedriglohnsektor, in dem überwiegend Frauen beschäftigt sind, 
abgeschafft wird, zumindest aber eine neue finanziell akzeptable So-
zialversicherungspflicht für prekäre Beschäftigungsverhältnisse einge-
führt wird, 

• die Löhne sich am Produktivitätszuwachs orientieren, 

• die Kosten gesunder Ernährung in den Transferleistungen berücksich-
tigt werden, 

• der Zusammenhang zwischen Armut und Krankheit endlich gesehen 
und Armut deshalb politisch bekämpft wird. Selbst die Lebenserwar-
tung armer Frauen in Deutschland im Vergleich zum reichsten Viertel 
der weiblichen Bevölkerung ist um acht Jahre kürzer. 
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Dr. Kristina Schröder  

Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend 

„Es gibt keinen Erfolg ohne Frauen“, wusste schon 
Kurt Tucholsky. Und doch spiegelt sich diese 
Wertschätzung nach wie vor nicht in der Bezah-
lung: Durchschnittlich 23 Prozent weniger als 
Männer verdienen Frauen in Deutschland, und ihr 
Risiko, irgendwann in ihrem Leben unter die Ar-
mutsgrenze zu fallen, ist in Deutschland wie in 
vielen anderen Ländern Europas größer als das der Männer. Eine der Haupt-
ursachen für das unterschiedliche Gehaltsniveau und die unterschiedlichen 
Armutsrisiken von Frauen und Männern ist, dass Frauen in Deutschland häufi-
ger und länger als Männer aus dem Beruf aussteigen oder Teilzeit arbeiten, um 
familiäre Fürsorgeaufgaben zu übernehmen. Die Folge: Während Männer im 
Alter 30 plus beim Gehalt noch einmal richtig zulegen, stagniert das Einkom-
men bei den gleichaltrigen Frauen. Gleichzeitig erwerben sie weniger Renten-
ansprüche. Frauen bezahlen für also für familienbedingte, berufliche Auszeiten 
mit Gehaltseinbußen, eingeschränkten beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten 
und einem höheren Risiko, später in die Altersarmut abzurutschen. Insofern 
sind Armutsrisiken von Frauen oft die Folge von Arbeitsmarktrisiken. Das muss 
sich ändern! Wenn wir den Zusammenhalt in der Gesellschaft stärken wollen, 
dürfen wir nicht zulassen, dass Menschen, die Verantwortung für Kinder oder 
auch für pflegebedürftige Angehörige übernehmen, die ökonomischen Risiken 
dieser Entscheidung alleine tragen. 

Hier setzt die Familien- und Gleichstellungspolitik der Bundesregierung an. Der 
Ausbau der Kinderbetreuung ermöglicht Frauen, die das wollen, die Rückkehr 
in den Beruf und damit berufliche Entwicklungschancen sowie finanzielle Un-
abhängigkeit. Die „Vätermonate“ beim Elterngeld unterstützen Paare, die sich 
eine partnerschaftliche Aufteilung der Familienarbeit wünschen. Das Aktions-
programm „Perspektive Wiedereinstieg“, das mein Ministerium in Kooperation 
mit der Bundesanstalt für Arbeit und anderen Partnern aufgelegt hat, trägt zu 
besseren Chancen auf dem Arbeitsmarkt auch für Frauen bei, die mehrere 
Jahre aus dem Beruf ausgestiegen sind. Die geplante Familienpflegezeit, mit 
der ich Angehörigen pflegebedürftiger Menschen die Vereinbarkeit von Beruf 
und Pflege erleichtern möchte, kommt ebenfalls besonders den Frauen zugute. 
Denn bisher waren vor allem sie es, die ihren Beruf hinten anstellten, um den 
vom Schlaganfall gezeichneten Vater oder die demenzkranke Mutter zu pfle-
gen – eine Entscheidung, die Frauen mit Mitte, Ende 50 häufig direkt in die 
Arbeitslosigkeit führte.  

Ob Familienpflegezeit oder Kinderbetreuungsangebote: Bei all diesen Maß-
nahmen geht es nicht nur um Chancen auf dem Arbeitsmarkt, sondern auch 
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um die Alterssicherung der Frauen. Denn es ist die geringere Anzahl von Ver-
sicherungsjahren in Verbindung mit niedrigeren Einkommen, die dazu führt, 
dass Frauen so oft mit mageren Renten auskommen müssen. Das gilt im Übri-
gen für alle drei Säulen der Alterssicherung. Zwar hat die Bundesregierung die 
rentenrechtliche Berücksichtigung von Kindererziehungsleistungen ausgebaut, 
doch Nachteile, die sich im Berufsleben ergeben, können damit meist nicht 
kompensiert werden. Altersarmutsrisiken gibt es deshalb besonders häufig bei 
geschiedenen Frauen mit längeren familienbedingten Erwerbsunterbrechun-
gen.  

Moderne Frauenpolitik jedenfalls steht für mich unter dem Leitgedanken fairer 
Chancen für Frauen in allen Bereichen unserer Gesellschaft. Gerade im Hin-
blick auf faire Chancen im Erwerbsleben braucht moderne Frauenpolitik Part-
ner – und zwar im doppelten Sinne. Partner moderner Frauenpolitik sind zum 
einen Männer, die bereit sind, als aktive Väter oder auch bei der Pflege älterer 
Angehöriger Fürsorgeaufgaben in der Familie zu übernehmen und mit ihrer 
Partnerin gemeinsame Wege der Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu fin-
den. Zu einer modernen Gleichstellungspolitik gehört deshalb nicht nur Frau-
enpolitik, sondern auch eine Jungen- und Männerpolitik, die neue männliche 
Rollenbilder fördert. Partner moderner Frauenpolitik sind zum anderen Unter-
nehmen, die sich im Wettbewerb um qualifizierte Mitarbeiter mit familienfreund-
lichen Arbeitsbedingungen und fairen Aufstiegschancen und Verdienstmöglich-
keiten für Frauen positionieren. Diesen notwendigen Wandel in der Arbeitswelt 
zu fördern, damit Frauen und Männer Erfolg im Beruf mit Verantwortung in der 
Familie verbinden können, ist für mich eines der wichtigsten frauenpolitischen 
und gesellschaftspolitischen Anliegen.  

Ich bin überzeugt: Mit starken Partnern und politischen Unterstützungsangebo-
ten kann Gleichstellungspolitik gezielt zur Armutsprävention beitragen. Und 
nicht zuletzt stärkt sie den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft, indem sie 
Menschen, die bereit sind, Verantwortung für andere zu übernehmen, mit den 
damit verbundenen persönlichen, beruflichen und finanziellen Risiken nicht 
alleine lässt. 

 



 

5 

Christa Goetsch 

Zweite Bürgermeisterin der Freien- und Hansestadt 
Hamburg, GAL 

Wer auf Hamburg blickt, sieht meist mehr Reichtum als 
Armut: Hier leben die meisten Einkommensmillionäre in 
Deutschland. Eine florierende Wirtschaft prägt das 
Stadtbild. Am Hafen werden Container umgeschlagen, 
Kreuzfahrtschiffe durchfahren fast täglich die Elbmün-
dung. Die Luxus-Restaurants und Hotels sind stets gut 
gebucht, die Geschäfte in der Innenstadt rege besucht. 

Und doch leben hier, wo die Reichsten wohnen, auch die Ärmsten. Arm sein, 
das bedeutet weniger als 60 Prozent des durchschnittlichen Haushaltsnettoein-
kommens in Deutschland zu haben. Das sind monatlich 781 Euro. Und jeder 
siebte aller in Hamburg Lebenden ist laut Statistik arm. Damit steht Hamburg 
im Bundesvergleich nicht schlecht da – aber viel schlechter, als wir es uns 
wünschen können. 

Die Europäische Union hat das Jahr 2010 zum Europäischen Jahr zur Be-
kämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung erklärt. Das betrifft vor allem 
Frauen: Frauen machen weltweit 70% derjenigen aus, die unterhalb der Ar-
mutsgrenze leben und somit unter sozialer Ausgrenzung leiden. Auch in Ham-
burg sind und werden vor allem Frauen arm. Das größte Risiko tragen alleiner-
ziehende Mütter. In Hamburg sind etwa 50.000 Personen allein erziehend, die 
Hälfte von ihnen bezieht Hartz IV oder Arbeitslosengeld. Frauen gehören dar-
über hinaus allen Armutsrisikogruppen überdurchschnittlich oft an: Sie arbeiten 
Teilzeit, sie arbeiten im Niedriglohnsektor, sie unterbrechen ihre Erwerbsarbeit 
für Familienarbeit. Frauen sind Migrantinnen, Frauen sind Rentnerinnen, Frau-
en sind Mütter. Die nicht in den sozialen Sicherungssystemen abgedeckten 
Risiken, treffen vor allem Frauen. Nach wie vor sehen unsere Sicherungssys-
teme den Mann als Hauptfinanzierer der Familie, die Frau als „Zuverdienerin“, 
nicht aber als ökonomisch selbstständiges Individuum. Dieses Lebensmodell 
entspricht jedoch immer seltener der Realität. Wenn die familiären Träume sich 
zerschlagen, sind es zumeist die Frauen, die realisieren müssen, dass all ihre 
Arbeit sich unzureichend auszahlt: Ihre Unterhaltsansprüche gegenüber ihren 
ehemaligen Partnern fallen oft geringer aus als angenommen. Der Weg in eine 
eigene, existenzsichernde Erwerbstätigkeit erweist sich oft als dornenreich. 
Wenn Frauen dann das Rentenalter erreichen, folgt die erschreckende Quit-
tung: eine Rente, die in den seltensten Fällen für den Lebensunterhalt reicht. 

Mit den Frauen sind auch deren Kinder arm. Reichtum vererbt sich, Armut 
ebenso – und damit auch die Chance auf soziale Teilhabe, auf Bildung, Ge-
sundheit und weiterführende Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Mit der Hambur-
ger Schulreform machen wir uns dafür stark, den Teufelskreis von Armut und 
fehlender Bildung frühzeitig zu durchbrechen. Doch die sehr guten Bildungsab-
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schlüsse von Mädchen müssen ihnen nach der Schule oder Hochschule auch 
zu sozialer Sicherheit verhelfen. Deshalb wollen wir Mädchen für zukunftsori-
entierte Berufe in Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik, 
aber auch für die Übernahme von Führungsaufgaben begeistern. 

Da gibt es noch großen Handlungsbedarf: Wir wollen 40% Frauen in Gremien, 
Aufsichtsräten der öffentlichen Unternehmen und in Führungspositionen. Wir 
setzen uns ein für mehr Frauen in den Spitzenpositionen von Wissenschaft und 
Forschung und wir werden Frauen bei der Existenzgründung im neuen interkul-
turellen Frauenwirtschaftszentrum unterstützen. Wir wollen die Grundlagen für 
die ökonomische Unabhängigkeit von Frauen in Hamburg weiter verbessern – 
auch in schwierigen Zeiten angesichts der weltweiten Finanzkrise und den 
Folgen für den Hamburger Haushalt. Hamburg braucht alle Talente – gerade 
auch die qualifizierten Frauen. 

 

Birgit Schnieber-Jastram 

Mitglied des Europaparlaments, CDU 

Wenn die Staaten der Europäischen Union all den Vor-
schlägen von Kommission und Parlament gefolgt wären, 
dann würde es vielen Frauen in Europa heute besser 
gehen. Schon 1957 wurde der Grundsatz gleichen Ent-
gelts bei gleichwertiger Arbeit festgeschrieben. 

Weil die Mitgliedstaaten gezögert haben, ein Gesetz zur 
Gleichstellung der Frauen in der Privatwirtschaft zu 
erlassen, erschienen europäische Richtlinien geeignet, 
um jedenfalls minimale Vorgaben weiterzugeben, z.B.: zur Berufsbildung, zum 
beruflichen Aufstieg und zu gleichen Arbeitsbedingungen, zu gleicher Behand-
lung in Hinblick auf Sozialversicherungen, zum Schutz selbstständig arbeiten-
der Frauen während Schwangerschaft und Mutterschutz und aktuell zur Absi-
cherung selbständiger oder im Betrieb des Ehemannes mitarbeitender Frauen. 
In Deutschland blieben die Richtlinien leider von geringer Wirkung. Das Lohn-
gefälle liegt bei uns mit 23% immer noch deutlich über dem EU-Durchschnitt. 
Die EU hat Netzwerke aufgebaut, um Frauen den Zugang zu Spitzenpositionen 
zu erleichtern und sie bei dem Sprung in die Selbständigkeit zu unterstützen. 
Außerdem wird ein Europäisches Institut für Gleichstellungsfragen in Vilnius 
aufgebaut. 

Was nicht in der Hand der EU liegt und der wohl maßgebliche Faktor für Frau-
enarmut ist, ist zum einen der hohe Anteil alleinerziehender Frauen und zum 
anderen das ungenügende Angebot der Kinderbetreuungseinrichtungen. Ham-
burg ist da übrigens eine rühmliche Ausnahme unter den westdeutschen Bun-
desländern. 
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Das alles hört sich gut an. Wenn man aber in Brüssel oder Straßburg die Spit-
zenfunktionäre der politischen Gruppen anschaut, dann merkt man: Es gibt 
noch viel zu tun. 

Frauen sollten sich auf diesem Weg aber weder auf die Männer noch auf die 
Götter verlassen, wie der europäische Gründungsmythos zeigt. Um die arglose 
Prinzessin Europa zu gewinnen, verwandelte sich Zeus in einen Stier und lud 
sie zu einem Ritt ein. "Das wissen nur die Götter, wo du mich nun hinbringen 
wirst" soll Europa gesagt haben. Dann entführte Zeus sie in das Gebiet, das bis 
heute ihren Namen trägt. 

 

Aydan Özoguz 

Mitglied des Bundestags, SPD 

Ein nicht zu vernachlässigender Aspekt der Frauenar-
mutsrate in Deutschland ist der hohe Anteil an Migran-
tinnen. Die spezifischen Situationen, die Migrantinnen in 
Armut führen, sind vielschichtig, könnten aber durch 
gezielte Maßnahmen nachhaltig verbessert werden. 

Fakt ist, dass viele junge Migrantinnen nach dem 
Schulabgang keiner weiteren Ausbildung nachgehen. 
Hier wären ein begleitendes Mentorinnenprogramm und 
gezielte Elternarbeit während der Schulabschlussjahre 
hilfreich – auch um Migrantinnen eine Perspektive jenseits der wenigen typi-
schen weiblichen Berufe, in denen sie sich bisher konzentrieren, zu eröffnen. 

Für zahlreiche Migrantinnen der zweiten Generation ohne Berufsausbildung 
muss endlich die Möglichkeit geschaffen werden, einen berufsqualifizierenden 
Abschluss nachzuholen. Dabei sollte auf die besondere Situation von Müttern 
Rücksicht genommen werden. Dadurch werden gleich zwei Gruppen von 
Migrantinnen erreicht: Zum einen Bildungsinländerinnen, die in Deutschland 
einen Schulabschuss, aber noch keine qualifizierende Berufsausbildung besit-
zen. Zum anderen die große Gruppe von Bildungsausländerinnen, die im Zuge 
des Ehegattennachzuges nach Deutschland gekommen sind. 

Flankierend müssen wir bereits ausgebildeten Migrantinnen der ersten Genera-
tion ermöglichen, ihre Qualifikationen aus den Herkunftsländern in Deutschland 
einzubringen. Von zentraler Bedeutung sind hier die Anerkennung vergleichba-
rer Ausbildungsabschlüsse sowie Nachschulungsmöglichkeiten, welche die 
vorhandenen Berufskenntnisse besser mit den Erfordernissen des deutschen 
Arbeitsmarktes abstimmen würden. Das Beispiel neu zugewanderter Polinnen 
zeigt, dass dem Bereich Anerkennung bzw. Anpassung vorhandener Qualifika-
tionen wachsende Bedeutung zukommt, da zunehmend besser ausgebildete 
Frauen zuwandern. 
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Klar ist: Wir können uns den hohen Anteil von Migrantinnen in Frauenarmut in 
Deutschland einfach nicht leisten! 

 

Kersten Artus 

Frauenpolitische Sprecherin der Bür-
gerschaftsfraktion Die Linke 

Armut hat ein Geschlecht – und das 
ist weiblich. Patriarchale Strukturen 
und Netzwerke deckeln die berufli-
che Entwicklung von Frauen. Ihre 
Leistung wird fast immer schlechter 
bewertet, weswegen „frauentypische“ 
Tätigkeiten schlechter entlohnt wer-
den: In Krankenhäusern, im Einzelhandel, in der Pflege wird so wenig verdient, 
dass es kaum zum Leben reicht. Alleinerziehende gehören zu den benachtei-
ligtesten Gruppen dieser Gesellschaft, doch haben sie eine zu kleine Lobby. 
Auch ist Armut im Alter ein spezifisches Frauenthema – Alter darf aber kein 
Grund für Armut sein. 

Das Gewaltverhalten von Männern in Familien trägt dazu bei, dass sich Frauen 
nicht ausreichend emanzipieren. Es wirkt sich elementar auf die Unabhängig-
keit von Frauen aus. Dennoch werden die Auswirkungen häuslicher Gewalt 
seitens des Senats nur verwaltet – und nicht wirksam bekämpft. 

Wenn über Banken Milliarden Euro schwere Schutzschirme aufgespannt wer-
den, muss dies erst recht und endlich auch für Frauen möglich sein. DIE LINKE 
fordert Gleichstellungsgesetze, eine existenz- und gesundheitssichernde 
Grundsicherung und kostenlose sowie ausreichende Kita- und Hortplätze. Die 
Haushaltsgelder müssen nach Geschlechtern verteilt werden – wir wollen ein 
Gender Budgeting. Männliches Dominanzverhalten gehört massiver entlarvt: 
Der Mythos vom „Jäger“ und „Ernährer“ gehört in die Geschichtsbücher, die 
Quote muss überall Einzug halten. Die Forderung nach einer unabhängigen 
Landesbehörde zur Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau ist nach 
wie vor aktuell! 
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Gabi Dobusch 

Frauenpolitische Sprecherin der SPD-Bürgerschafts-
fraktion 

Wer ist besonders gefährdet? Bei Alleinerziehenden 
fällt die Armutsgefährungsquote besonders hoch aus: 
mit 32,1 Prozent liegt sie etwa 2,5mal höher als bei 
Hamburgerinnen allgemein. Qualifikation, Herkunft und 
Alter sind ebenfalls bestimmende Faktoren – wobei 
derzeit jüngere Menschen (gegenderte Daten liegen 
nicht vor) sehr viel stärker von Altersarmut bedroht 
sind als ältere. Das wird sich jedoch ändern, denn 
Frauen laufen ernsthaft Gefahr, zukünftig im Alter von 
Armut betroffen zu sein. 

Auch aktuell verfügt gut ein Viertel der Frauen in den alten Bundesländern nur 
über sehr geringe Renten (weniger als 500 Euro) ohne nennenswerte weitere 
Einkünfte. Viele dieser Frauen leben jedoch nicht in Armut, weil ihre geringen 
Renten durch Einkünfte von anderen im Haushalt lebenden Personen bzw. 
abgeleitete Renten (=Witwenrente) ausgeglichen werden. Sie sind aber sehr 
wohl aufgrund des Risikos, das Trennung bzw. Scheidung z.B. beim Alleinver-
diener- bzw. Zuverdienerinnen - Modell mit sich bringen, von Armut bedroht. 

Zukünftig machen die heutigen Rahmenbedingungen – von den gebrochenen 
Arbeitsbiografien über das neue Scheidungsrecht bis hin zu dem riesigen 
Lohnunterschied zwischen Frauen und Männern in Deutschland – es um so 
dringlicher, die Frauen von der Notwendigkeit einer eigenständigen Absiche-
rung zu überzeugen und sie dabei so weit wie möglich zu unterstützen. Fol-
gende Forderungen müssen dazu erfüllt sein: 

1. Alle Beschäftigungsverhältnisse müssen sozialversicherungspflichtig 
und sozial abgesichert sein und ein gesetzlicher Mindestlohn muss 
eingeführt werden. 

2. Eine geschlechtergerechte Verteilung des Arbeitsvolumens muss an-
gestrebt und ein Rechtsanspruch auf Wiederaufstockung nach einer 
Verringerung der Arbeitszeit wegen Kinderbetreuung eingeführt sein. 

3. Einen Rechtsanspruch auf ganztägige Bildungs- und Betreuungsange-
bote für Kinder aller Altersstufen - flächendeckend und mit flexiblen 
Öffnungszeiten - muss durchgesetzt werden. 
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Linda Heitmann 

Frauenpolitische Sprecherin der GAL-Bürgerschafts-
fraktion 

Die drei wichtigsten Forderungen zur Bekämpfung der 
Frauenarmut in Hamburg sind aus meiner Sicht: Ein-
kommensdiskriminierung aufheben, Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf verbessern und Dumpinglöhne ab-
schaffen. 

Vergleicht man die Einkommenssituation von Frauen 
und Männern, so lassen sich hier noch immer große 
Unterschiede feststellen. Obwohl Frauen oft über bes-
sere Berufsabschlüsse verfügen, verdienen sie durchschnittlich 23 Prozent 
weniger als ihre männlichen Kollegen. Der Aufstieg in Führungspositionen ist 
ihnen stark erschwert. 2007 waren 15,6 Prozent der Führungspositionen weib-
lich besetzt. In Aufsichtsratsesseln von börsennotierten Unternehmen finden 
sich nur knapp über zehn Prozent Frauen. Eine Quote muss hier Abhilfe schaf-
fen, freiwillige Selbstverpflichtungen haben keine Ergebnisse gezeigt. 

Die Folgen von mangelnder beruflicher Gleichberechtigung sind leider gravie-
rend: Insbesondere Frauen arbeiten zu Dumpinglöhnen und in Minijobs, über-
durchschnittlich viele alleinerziehende Mütter sind von Armut betroffen. Ein 
flächendeckender Mindestlohn von mindestens 7,50 Euro könnte diese Situati-
on ein Stück weit verbessern.  

Auch in der Familienpolitik muss für wirkliche Gleichberechtigung noch vieles 
getan werden! Zwar wird viel über die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
geredet, doch in der tatsächlichen Umsetzung stoßen dabei insbesondere die 
Frauen an Grenzen. Männern wird es noch immer schwer gemacht, im Alltag 
als Väter und Partner Verantwortung zu übernehmen, während man es von 
den Frauen in hohem Maße erwartet. Hier muss die Politik bessere Rahmen-
bedingungen für beide Geschlechter schaffen, die aber nur damit einhergehen 
kann, dass sich auch das gesellschaftliche Bewusstsein verändert und alte 
Rollenbilder über Bord geworfen werden. 
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Karen Koop 

Frauenpolitische Sprecherin der CDU-Bürger-
schaftsfraktion 

Ein Begriff hat die Armutsdebatte bei uns nachhaltig 
geprägt: Armut hat ein weibliches Gesicht. 

Armut sollte nicht nur vorrangig gelindert, Armut 
muss offensiv verhindert werden. Soziale Transfer-
leistungen dürfen nicht zu einem entmündigenden 
Dauereinkommen werden. Ziel politischen Han-
delns muss sein, Frauen aus den Abhängigkeits-
verhältnissen von einem Partner oder von Staatshilfe zu befreien und eine 
eigenständige Versorgung zu gewährleisten. 

Schlüssel zur Armutsvermeidung ist eine solide Ausbildung und Bildung von 
Anfang an. In Hamburg wird diesem Anliegen Rechnung getragen, indem mit 
einer umfassenden Schulreform gestartet worden ist, die mit dem Prinzip des 
gemeinsamen Lernens in der Primarschule Defizite ausgleichen will und die 
Chancengleichheit vergrößert. 

Eine gute Ausbildung allein reicht jedoch nicht, die Voraussetzung für eine 
kontinuierliche Erwerbstätigkeit von Frauen muss ebenfalls gesichert sein. 
Schlüssel dazu ist eine Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen von Eltern und 
Kindern gerecht wird. Es muss selbstverständliche Erkenntnis sein, dass Men-
schen (Frauen und Männer) einer bestimmten Alterskohorte Kinder haben, für 
die sie Zeit brauchen, und dass soziale Aufgaben (z.B.elder-care) zum Le-
bensplan eines jeden normalen Arbeitnehmers und einer Arbeitnehmerin gehö-
ren. 

Faire Arbeitsbedingungen und eine angemessene Bezahlung (branchenspezi-
fisch in Form von Mindestlohn) sind Voraussetzung für eine gleichberechtigte 
Teilhabe am Erwerbsleben. Damit verbunden muss sein eine gleichwertige 
Schätzung der Arbeitsleistung von Frauen und Männern sowie eine selbstver-
ständliche Entgeltgleichheit. 

Politik, Wirtschaft und Gesellschaft sind verpflichtet, die Rahmenbedingungen 
für eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen auf allen Ebenen zu gewährleis-
ten. Frauen selber aber müssen kontinuierlich ihre Rechte einfordern und sich 
der Bevormundung durch Rollenzuweisung entgegenstellen. 

Frauenarmut ist kein unabwendbares Schicksal oder Begleitmerkmal weibli-
cher Biografien, sie lässt sich nicht nur lindern, sie lässt sich auch verhindern. 
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Petra Heese: Sozialstaat aus Frauensicht 

DGB Hamburg 

Sind Frauen arm dran? Nicht alle, aber viel zu viele; 
nicht nur, aber markant häufiger als Männer. Ein Blick 
auf die Lebens- und Arbeitsbedingungen, z.B. auf 
Karrierechancen und Einkommen, auf Gesundheits-
versorgung und Sozialversicherung macht national 
wie international unübersehbar: Die Mehrheit der 
Frauen wird benachteiligt. Diese Benachteiligung ist 
ein historisches Erbe, das in unsere Gegenwart passt 
wie Stadtmauern, Ritterrüstungen und Hexenglauben. 

Frauen (nicht nur) in Deutschland arbeiten häufig in prekären Beschäftigungs-
verhältnissen. Ihr Anteil ist besonders hoch in Branchen, die schlecht bezahlt 
und überwiegend nicht durch Tarifverträge gesichert sind. Frauen verdienen im 
Durchschnitt 23% weniger als Männer. Bei gleicher Qualifikation haben sie oft 
schlechtere Aufstiegschancen. Bei längerer Arbeitslosigkeit fallen sie aufgrund 
der Anrechnungsregelungen bei Hartz IV häufig aus dem Leistungsbezug her-
aus. 

Niedrigere Einkommen wirken sich schließlich aber auch auf die Bereiche Ge-
sundheit und Rente aus. Zuzahlungen oder zusätzliche Beiträge zur Kranken-
versicherung treffen Frauen mit ihrem geringeren Einkommen härter. Ein Aus-
stieg aus dem paritätisch finanzierten und solidarischen Gesundheitssystem – 
Stichwort Kopfpauschale - würde ihre Lage verschlechtern. Die durchschnittli-
che Rente der Frauen liegt bei 560 €, die der Männer beträgt 1.112 Euro. Das 
Risiko der Altersarmut ist vor allem weiblich. 

Wie können diese Probleme angepackt werden? Die DGB - Frauen fordern 
einen einheitlichen gesetzlichen Mindestlohn, um dem Niedriglohnsektor eine 
Grenze zu setzen. Eine sozial- und geschlechtergerechte Reform der Renten 
und Pflegeversicherung ist anzustreben. Dabei müssen u. a. Pflegezeiten bes-
ser berücksichtigt werden. Die Rente mit 67 ist grundsätzlich abzulehnen. Von 
Arbeit müssen Frauen leben können, von Rente auch. 
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Frauenarmut in Europa 

Europa ist eine der reichsten Regionen der Welt, dennoch gibt es 
80 Millionen Arme. Armut hat viele Gesichter und trifft vor allem 
Menschen, die arbeitslos oder obdachlos sind, die aus sozial 
niedrigen Schichten kommen, die geringe Bildungschancen hat-
ten und haben und die am gesellschaftlichen Leben wenig betei-
ligt sind. Frauenarmut gehört zum Kern der Armutssituation, Kin-
derarmut ist eine abgeleitete Frauenarmut. Zu dieser Armut ge-
hört nicht nur materielle Armut, sondern auch der begrenzte Zu-
gang zur Raum, öffentlichen Gütern und Dienstleistungen und der 
Ausschluss von gesellschaftlicher Teilhabe.  

Als einkommensarm gilt in der Europäischen Union (EU), wer 
über weniger als 60% des mittleren Einkommens verfügt. Insge-
samt gelten 17% der Bevölkerung als einkommensarm. Am wei-
testen verbreitet ist Einkommensarmut in Lettland (26%), Rumä-
nien (23%) Bulgarien (21%), Griechenland, Spanien und Litauen 
(je 20%). Am niedrigsten ist der Anteil einkommensarmer Men-
schen in der Tschechischen Republik (9%), den Niederlanden 
und der Slowakei (11%) sowie in Dänemark, Ungarn, Österreich, 
Slowenien und Schweden (je 12%). In Rumänien und Bulgarien 
ist die Grenze zur Einkommensarmut besonders niedrig. Erst 
wenn ein Haushalt über ein Jahreseinkommen von weniger als 
1.765 € bzw. 2.006 € verfügt, gilt er als einkommensarm. In den 
meisten Mitgliedstaaten liegt die Grenze zur Einkommensarmut 
um ein Vielfaches höher, wobei sie in Luxemburg mit 17.575 € am 
höchsten ist. Die Armen sind also dort, wo ihr Anteil an der Bevöl-
kerung besonders hoch ist, auch besonders arm. 

Arbeitslose (43%), Kinder (20%) und alte Menschen (22%) sind in 
der EU besonders häufig einkommensarm. Für Menschen mit 
niedrigem Bildungsniveau ist das Armutsrisiko mehr als dreimal 
so hoch wie für Akademikerinnen und Akademiker. Frauen (18%) 
sind häufiger einkommensarm als Männer (16%). Das höchste 
Armutsrisiko haben Frauen in Rumänien (25%), Bulgarien und 
Lettland (je 23%). Auch in Italien (21%) und Großbritannien (20%) 
ist die Quote überdurchschnittlich hoch. 
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In keinem Mitgliedstaat sind Frauen weniger armutsgefährdet als 
Männer. Nur in Ungarn und Schweden ist das Risiko der Ein-
kommensarmut für beide Geschlechter gleich hoch. Besonders 
ausgeprägt ist das Geschlechtergefälle in Estland, Lettland, Li-
tauen, Italien und Zypern. 

Der EU-Bericht „Armut und soziale Ausgrenzung bekämpfen“ aus 
dem Jahr 2010 untersucht, inwieweit bestimmte Bevölkerungs-
gruppen vom Mindestlebensstandard innerhalb der EU ausge-
schlossen sind. Zu diesem Mindeststandard gehören Gebrauchs-
güter wie Waschmaschine, Farbfernseher, Telefon und Auto. In 
einer wirtschaftlichen Notlage befinden sich auch Haushalte, die 
mit Mietzahlungen oder Hypothekentilgungen im Rückstand sind 
oder sich unerwartete Ausgaben, eine einwöchige Urlaubsreise, 
eine fleisch- oder fischhaltige Mahlzeit alle zwei Tage oder eine 
dauerhaft warme Wohnung nicht leisten können. Arm ist, wer den 
Mindestlebensstandard in mindestens drei Punkten nicht erreicht. 
Im Jahr 2008 konnten sich 37% der Bevölkerung keine Urlaubs-
reise leisten, 10% konnten ihre Wohnung nicht ausreichend hei-
zen und 9% konnten sich nicht jeden zweiten Tag eine fleisch- 
oder fischhaltige Mahlzeit leisten. 

Armut in diesem Sinne ist in den neuen Mitgliedstaaten deutlich 
stärker verbreitet. In Luxemburg, den nordischen Staaten und den 
Niederlanden betrifft sie weniger als ein Zehntel der Bevölkerung. 
In Ungarn und Polen liegt die Quote bei etwas über einem Drittel. 
In Lettland und Rumänien ist fast die Hälfte der Bevölkerung vom 
EU-Lebensstandard ausgeschlossen, in Bulgarien sind es sogar 
fast drei Viertel. Besonders betroffen sind unter den einkom-
mensarmen Haushalten die Alleinerziehenden und die Familien 
mit mehr als zwei Kindern. 

Ein Sechstel der EuropäerInnen hat dauerhaft Schwierigkeiten, 
die Haushaltsrechnungen zu bezahlen. Ein Sechstel hat Angst vor 
Arbeitsplatzverlust. Drei Viertel glauben, dass die Armut in ihrem 
Land zugenommen hat. 30% finden es schwieriger, die Kosten für 
Gesundheit, Kinderbetreuung oder Langzeitpflege aufzubringen 
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Frauenarmut in Deutschland 

Einkommensarmut 

Auf Grund des vergleichsweise hohen Wohlstands in Deutschland 
liegt die Grenze zur Einkommensarmut mit 781 € Monatseinkom-
men im EU-Vergleich im oberen Mittelfeld. Einkommensarme 
Menschen in Deutschland haben einen deutlich höheren Lebens-
standard als z.B. in Rumänien. Andererseits liegt ihr Lebensstan-
dard aber deutlich unter dem der einkommensarmen Menschen in 
Staaten wie Luxemburg. 
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Im Jahr 2008 lag der Anteil einkommensarmer Menschen bei 
14,3%. Während die Einkommensarmut in den neuen Bundeslän-
dern 19,5% der Bevölkerung betraf, waren es in den alten Bun-
desländern 13,1%. Überproportional stark betroffen sind unter 18-
Jährige (18,4%) und 18 bis 25-Jährige (22,4). Frauen (15,0%) 
sind häufiger einkommensarm als Männer (13,9%). Alleinerzie-
hende (39,7%), aber auch Paare mit zwei oder mehr Kindern sind 
besonders oft betroffen (24,5%). Das niedrigste Armutsrisiko ha-
ben Haushalte, die aus mindestens zwei Erwachsenen ohne Kin-
der bestehen. Ohne Sozialtransfers wären in Deutschland doppelt 
so viele Menschen einkommensarm. Damit senken staatliche 
Leistungen zur Sicherung der Lebenshaltungskosten die Ein-
kommensarmut im europäischen Vergleich deutlich.  

Das Risiko der Einkommensarmut ist in den vergangenen Jahren 
insgesamt gestiegen. Besonders hiervon betroffen sind Kinder, 
Jugendliche und junge Erwachsene. Die Einkommensarmut von 
SeniorInnen ist hingegen konstant geblieben. Für die mittleren 
Einkommensschichten nimmt die Gefahr zu, in Einkommensarmut 
abzurutschen. 

Einkommensarmut ist meistens kein dauerhafter Zustand. Erst 
wer über eine längere Zeit von einem Einkommen unterhalb der 
Armutsrisikoschwelle leben muss, wird vom allgemeinen Lebens-
standard abgekoppelt und in seinen/ihren Teilhabechancen ein-
geschränkt. Während dies 2002 noch 9% der Bevölkerung betraf, 
waren es 2005 schon 11%. 

Armut lässt sich allerdings nicht nur an Einkommensgrenzen 
festmachen. Es gibt auch eine gefühlte oder sozio-kulturelle Ar-
mut bei Menschen, die sich auf Grund ihrer wirtschaftlichen Situa-
tion gesellschaftlich ausgegrenzt fühlen und das Gefühl haben, 
Objekt und Opfer von Entwicklungen zu sein und deswegen Not 
leiden. Sie zählen sich zu den Armen, selbst wenn sie oberhalb 
der Armutsgrenze leben. Diese gefühlte Armut ist in OECD Staa-
ten häufiger anzutreffen als in Entwicklungsländern. Diesen Men-
schen fehlt Hoffnung. 
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Soziokuturelles Existenzminimum 

Damit Menschen nicht in Armut leben müssen, ist in Deutschland 
das soziokulturelle Existenzminimum im Sozialhilferecht abgesi-
chert. Es soll nicht nur das Überleben, sondern auch eine men-
schenwürdige Teilhabe am gesellschaftlichen Leben gewährleis-
ten. Leistungen zur Sicherung des Mindeststandards sind das 
Arbeitslosengeld II, das Sozialgeld, die Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung, laufende Hilfe zum Lebensunterhalt 
außerhalb von Einrichtungen sowie Regelleistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz. Ende 2008 bezogen 9,3% der deut-
schen Bevölkerung Leistungen zur Mindestsicherung. In den neu-
en Bundesländern lag die Mindestsicherungsquote mit 14,6% we-
sentlich höher als in den alten Bundesländern (8,0%). Während in 
den neuen Bundesländern Frauen weniger stark betroffen waren 
als Männer (14,1% / 15,0%) waren es in den alten Bundesländern 
mehr Frauen als Männer (8,1% / 7,8%).  

Am häufigsten in Anspruch genommen wird das Arbeitslosengeld 
II (kurz „ALG II“, umgangssprachlich „Hartz IV“). ALG II kann auch 
ergänzend zu anderem Einkommen und dem Arbeitslosengeld I 
bezogen werden. Eine alleinstehende erwachsene Person, die 
ALG II bezieht, erhält als Regelsatz 359 €. Hinzu kommen ange-
messene Kosten für Unterkunft und Heizung. Kinder und Partne-
rInnen erhalten bisher einen bestimmten Anteil von diesem soge-
nannten Eckregelsatz. Allerdings hat es das Bundesverfassungs-
gericht (Januar 2010) für rechtswidrig erklärt, Minderjährigen pau-
schal nur einen Bruchteil der Leistungen für Erwachsene zu ge-
währen. 

Im Jahr 2009 bezogen im Jahresdurchschnitt über 2,5 Mio. Frau-
en ALG II. Bei den Männern war die Zahl mit 2,4 Mio. etwas nied-
riger. Die Situation von Männern und Frauen unterscheidet sich 
vor allem dadurch, dass Frauen Kinder zu versorgen haben. Im 
Jahr 2008 lebte mit 54,2% deutlich mehr als die Hälfte der weibli-
chen Hilfebedürftigen in Haushalten mit Kindern unter 15 Jahren, 
aber nur ein Drittel der Männer. 
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Vielfach wird kritisiert, dass das Arbeitslosengeld II das Existenz-
minimum nicht sicherstellen kann, weil die Regelsätze zu niedrig 
berechnet sind. Insbesondere Familien ermöglicht es kein Leben 
zu annehmbaren Bedingungen. Eine Untersuchung im Auftrag 
des Caritasverbandes und der Hans-Böckler-Stiftung kommt zu 
dem Ergebnis, dass die Leistungen für ein Paar mit Kind um 82 € 
unter ihrem tatsächlichem Bedarf liegen. 
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Die Armutslage wird dadurch verschärft, dass die Leistungen 
nicht so angepasst werden, dass die allgemeinen Preissteigerun-
gen aufgefangen werden können. Tatsächlich können sich also 
die LeistungsempfängerInnen im Laufe der Zeit immer weniger 
leisten. 

Menschen, die ALG II beziehen, sind deutlich weniger zufrieden 
mit ihrem Leben und ihrem Lebensstandard, fühlen sich stärker 
aus der Gesellschaft ausgeschlossen und sehen sich als soziale 
Unterschicht. Dabei sind sie anders als Personen ohne ALG II-
Bezug mit ihrem Lebensstandard unzufriedener als mit ihren 
sonstigen Lebensumständen. Sie können sich etwa ein Viertel, 
der Güter, die in Deutschland zum sogenannten Mindestlebens-
standard gehören, nicht leisten. Die Situation wird schlechter je 
länger ein Mensch auf ALG II angewiesen ist. Obwohl Frauen, die 
ALG II beziehen, auch bei Berücksichtigung des Haushaltsbe-
darfs über ein höheres Einkommen als die Männer verfügen, 
müssen sie aus finanziellen Gründen auf mehr Güter verzichten. 
Ihre Armut oder ihr Armutsrisiko verwirklicht sich also in materiel-
ler Benachteiligung. Dennoch sind sie tendenziell zufriedener als 
Männer, beschreiben ihre Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
positiver und bewerten ihre soziale Position besser. 

Auch in der Gruppe derjenigen, die kein ALG II beziehen, sind 
Frauen tendenziell zufriedener mit ihrem Leben, obwohl sie häufi-
ger als Männer aus finanziellen Gründen auf bestimmte Güter 
verzichten müssen. Frauen fühlen sich also seltener arm als 
Männer, obwohl objektiv das Gegenteil der Fall ist. 
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Bürgerschaftliches Engagement 

Die Integration in die Gesellschaft findet häufig durch bürger-
schaftliches Engagement statt, z. B. in Heimat- und Kulturverei-
nen, Stadtteilinitiativen, Selbsthilfegruppen, Sportvereinen, sozia-
len und kulturellen Einrichtungen über Ehrenämter, Gremien, Vor-
stände, Gewerkschaften oder in der Politik. Nach dem Dritten Ar-
muts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung sind etwa zwei 
Drittel der Bevölkerung in Strukturen der Zivilgesellschaft einge-
bunden. Durchgängig sind aber Personen mit einem Einkommen 
unter der Armutsrisikogrenze weniger engagiert als Personen mit 
höherem Einkommen. Auch die politische Teilhabe wird nach wie 
vor stark durch einen niedrigeren Bildungsstand, ein niedrigeres 
Einkommen und die Staatsangehörigkeit beeinflusst. Der Zugang 
einkommensschwacher Haushalte zu Mobilität und Kultur ist ab-
hängig von einem kostengünstigen Zugang zu z.B. öffentlichem 
Personennahverkehr, Schwimmbädern und Angeboten in den 
Bereichen Kultur, Bildung und Politik. 

 
Foto: Ulrich Plett (Senatsempfang 60 Jahre Landesfrauenrat) 



 

21 

Frauenarmut in Hamburg 

Gemessen am mittleren Einkommen in Deutschland waren im 
Jahr 2008 13,1% der HamburgerInnen einkommensarm. Die Quo-
te war damit gegenüber den Vorjahren rückläufig und lag unter 
dem Bundesdurchschnitt. 

Gemessen am mittleren Landeseinkommen hat Hamburg mit 
16,1% den nach Bremen höchsten Anteil einkommensarmer Men-
schen. Die soziale Spaltung in beiden Großstädten verschärft 
sich. In Hamburg sind die Einkommen insgesamt relativ hoch, 
dafür aber besonders ungleich verteilt. Tatsächlich dürfte die 
Messung der Einkommensarmut am mittleren Landeseinkommen 
eher geeignet sein, das Risiko sozialer Ausgrenzung zu bestim-
men. Den hohen Durchschnittseinkommen in Hamburg entspre-
chen schließlich hohe Lebenshaltungskosten, besonders für 
Wohnraum. 

Frauen sind etwas seltener einkommensarm als Männer (13,0%; 
13,3%). Sie sind aber in bestimmten Risikogruppen, vor allem bei 
den Alleinerziehenden, sehr stark vertreten. Es gibt daher auch in 
Hamburg eine spezifische Frauenarmut. Das Armutsrisiko für Al-
leinerziehende (32%) ist deutlich erhöht. Noch häufiger gefährdet 
sind Paare mit mehr als zwei Kindern (35,8%). RentnerInnen sind 
von Einkommensarmut weniger betroffen. Allerdings nimmt Armut 
bei älteren Frauen zu. Stark von Armut betroffen sind Menschen 
mit Migrationshintergrund. Dazu zählen alle nach 1949 zugewan-
derten sowie alle in Deutschland geborenen Ausländer und alle in 
Deutschland als Deutsche geborenen mit zumindest einem nach 
1949 zugewanderten oder als Ausländer in Deutschland gebore-
nen Elternteil. In dieser Gruppe liegt der Anteil einkommensarmer 
Menschen mit 27,6% drei Mal so hoch wie in der übrigen Bevölke-
rung.  

Ende 2008 lebten in Hamburg nach Angaben des Statistikamts 
Nord 13% der Bevölkerung von staatlichen Transferleistungen zur 
Sicherstellung der laufenden Lebensführung. Am höchsten war 
die Quote im Stadtteil Veddel (fast 30%) sowie in Wilhelmsburg, 
Rothenburgsort/Billbrook und Billstedt (27%). 
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Knapp ein Fünftel aller Stadtteile wiesen Unterstützungsemp-
fangsquoten von 18% und mehr auf. In knapp einem Drittel aller 
Stadtteile lag der Anteil der TransferleistungsbezieherInnen unter 
8%. Die soziale Spaltung nimmt in Hamburg wie auch in den 
meisten anderen deutschen Großstädten zu. Soziale, kulturelle 
und politische Teilhabemöglichkeiten der von Armut betroffenen 
Bevölkerungsteile sind eingeschränkt. 

 

Franziska Fiolka / photocase.com 
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Armut verschlechtert grundsätzlich die Qualität des Lebens, führt 
zu physischen und psychischen Problemen und grenzt Menschen 
aus. Deswegen ist es wichtig, sich um eine Verbesserung der 
physischen und psychosozialen Gesundheit von Armen zu bemü-
hen und die Transferleistungen so zu gestalten, dass menschen-
würdiges Leben möglich ist und die Marginalisierung der Armen 
durch Integration überwunden wird. 

Zugang zu Wohnraum 

Wie in allen Großstädten stellt auch in Hamburg der Wohnungs-
markt arme Menschen vor große Probleme. Vor allem arme Fami-
lien leben in zu kleinen Wohnungen. Wer drei oder mehr Kinder 
hat, wartet oft seit mehreren Jahren auf eine angemessen große 
Wohnung. Bundesweit haben 16,7% der Frauen im ALG II-Bezug 
zu wenig Wohnraum, während es bei den Männern nur 9,0% sind. 
Frauen sind besonders betroffen, weil sie häufiger in Gemein-
schaft mit Kindern leben und viel häufiger als Männer alleinerzie-
hend sind. Anders als Paarhaushalte mit einem gemeinsamen 
Schlafzimmer haben viele Alleinerziehende entweder kein Wohn-
zimmer oder können dem Kind bzw. den Kindern kein eigenes 
Zimmer einrichten. Sehr schwierig ist die Lage auch für Frauen, 
die ihren Partner verlassen. Besonders Frauen, die vor häuslicher 
Gewalt flüchten, haben Probleme, eine Wohnung zu bekommen. 
Frauenhäuser berichten, dass die Dringlichkeitsscheine, die die 
Wohnungsbeschaffung erleichtern sollen, kaum hilfreich sind. 

Arme Menschen wohnen auch häufiger an stark verkehrsbelaste-
ten Straßen und haben häufiger Probleme wie Feuchtigkeit und 
Schimmelbefall in ihren Wohnungen. In sozial schwachen Gebie-
ten sind Kriminalität oder Vandalismus häufiger. 

Durch die fortschreitende Aufwertung innenstädtischer Gebiete 
werden die ärmeren BewohnerInnen in weniger attraktive Stadt-
teile verdrängt. Dabei bleibt die Wohnsituation an sich meist un-
befriedigend. Zusätzlich ist auch die Infrastruktur im Umfeld der 
Wohnung wesentlich schlechter. Die Stadtteile mit einer hohen 
Armutsquote zeichnen sich durch städtebauliche Missstände, feh-
lende soziale Einrichtungen und Desintegration von MigrantInnen 
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aus. Die Möglichkeiten sozialer Teilhabe im Wohnumfeld werden 
durch die Verdrängung aus der Innenstadt stark eingeschränkt. 

Die schlechte Wohnsituation ist für arme Menschen ein besonde-
res Problem, weil ihre Lebensqualität stark vom Wohnumfeld ab-
hängt. Gerade für Arbeitslose ist die eigene Wohnung Lebensmit-
telpunkt. Auch sind arme Menschen aus Kostengründen weniger 
mobil und deshalb auf einen funktionierenden und kostengünsti-
gen Nahverkehr in ihrem unmittelbaren Umfeld angewiesen. 

 

 

 
Foto: Christa Oppenheimer 
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Obdachlosigkeit 

Der Anteil der Frauen an den auf der Straße lebenden Menschen 
lag 2009 bei 22,2%. Obdachlose Frauen fallen im Straßenbild und 
in der Gesellschaft weniger auf als obdachlose Männer. 57% der 
Frauen, aber nur 36% der Männer sind jünger als 40 Jahre. Aller-
dings ist das Altersniveau sowohl bei den Männern als auch bei 
den Frauen seit 1996 kontinuierlich gestiegen.  

Frauen nutzen die Übernachtungsangebote (65,6% Frauenanteil) 
wie auch die Beratungsangebote häufiger. Sie beziehen deutlich 
häufiger Sozialleistungen und betteln weniger als Männer. Zudem 
besitzen sie häufiger eine Krankenversicherungskarte (75,5%; 
61,6%). Obdachlose Frauen sind besser als Männer in der Lage, 
sich zu helfen. Allerdings beurteilen sie in allen Altersgruppen ihre 
Gesundheit schlechter. 

Obdachlose Frauen kommen deutlich seltener als Männer aus 
einer eigenen Wohnung oder der Wohnung des Lebenspartners 
bzw. der Lebenspartnerin. Dafür haben sie wesentlich häufiger im 
Elternhaus und etwas häufiger bei Familienmitgliedern bzw. 
FreundInnen gewohnt. Immerhin 8,9% der weiblichen Obdachlo-
sen, aber nur 5,1% der Männer waren vorher in Haft 

Häusliche Gewalt 

Auch wenn häusliche Gewalt gegen Frauen nicht schichtenspezi-
fisch ist, sind Frauen, die in Armut leben, von den Folgen häusli-
cher Gewalt stark betroffen. Der überwiegende Teil der Frauen, 
die im Frauenhaus Schutz vor Gewalt oder körperlicher und seeli-
scher Misshandlung suchen, verfügt über kein eigenes Einkom-
men oder ist von staatlichen Transferleistungen abhängig. 

Eine Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) stellt fest, dass die Arbeitslo-
sigkeit des männlichen Beziehungspartners, die Abhängigkeit des 
Haushalts von Sozialleistungen und sehr geringe wirtschaftliche 
Mittel die Gefahr von Gewalt in Paarbeziehungen erhöhen, vor 
allem in der Altersgruppe der unter 35-Jährigen. Frauen, die in 
Armut leben, sind ihrem Partner stärker ausgeliefert. Weil ihnen 
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finanzielle Mittel und soziale Netzwerke fehlen, können sie aus 
der Beziehung viel schlechter aussteigen als andere Frauen. Den 
Frauen, die ins Frauenhaus gehen, bleibt regelmäßig noch nicht 
einmal der Rückzug in ihre Herkunftsfamilie. Diese ist häufig 
selbst mit einer Vielzahl von Problemen belastet, so dass die Be-
troffenen schon in ihrer Kindheit nicht die erforderliche Unterstüt-
zung erfahren haben. Die Frauen sind daher in hohem Maße von 
der Hilfe sozialer Einrichtungen abhängig. Häusliche Gewalt ist 
eines der größten Gesundheitsrisiken für Frauen. 

Gesundheit 

Armut macht krank. Im Vergleich zum reichsten Viertel der weibli-
chen Bevölkerung ist die Lebenserwartung armer Frauen um acht 
Jahre kürzer. Arme Menschen sind öfter von chronischen Krank-
heiten und gesundheitlichen Einschränkungen betroffen. Bei 
Frauen sind Erkrankungen des Bewegungsapparates und schwe-
re psychosomatische Erschöpfungszustände besonders häufig. 
Auch das Risiko, pflegebedürftig zu werden, hängt vom sozialen 
Hintergrund ab. In der AOK, die mehrheitlich Menschen mit einem 
niedrigeren Sozialstatus versichert, erhalten 22% der über 74-
Jährigen Leistungen der Pflegeversicherung. Bei den privaten 
Pflegeversicherungen sind es nur 14%. Es muss endlich eine ge-
rechte Gesundheitsversorgung geben, damit Arme gesund leben 
können. 

Armut schadet der Gesundheit aus verschiedenen Gründen. Auch 
wenn sie Sozialleistungen erhalten, ernähren sich Arme schlech-
ter und ungesünder, weil kein Geld da ist. Ein Fünftel der ein-
kommensarmen Personen verzichtet aus Kostengründen auf not-
wendige Arzt- oder Zahnarztbesuche. Hinzu kommen belastende 
Wohn- und Arbeitsbedingungen. 

Besonders für Alleinerziehende ist ein gesundes Leben schwer 
umsetzbar. Aus Zeit- und Geldmangel verschieben sie notwendi-
ge Arztbesuche und greifen zur Selbstbehandlung auf rezeptfreie 
Medikamente zurück. Zudem leiden sie infolge der häufigen Dop-
pelbelastung durch Kind und Beruf noch stärker unter Stresssym-
ptomen. 
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Erwerbstätige sowie nicht erwerbstätige Frauen leisten nach wie 
vor den ganz überwiegenden Teil der im Haushalt anfallenden 
Arbeiten. Mütter werden in der Familie ständig gefordert, erhalten 
dafür aber wenig Anerkennung. Arme Frauen sind besonders be-
troffen, da Entspannung und Freizeit erkauft werden müssen, sei 
es durch eine private Kinderbetreuung, durch einen Familienaus-
flug oder einen Urlaub. Insofern können sie sich schlechter erho-
len als andere Frauen. 

Auch die überwiegend von Frauen eingegangenen prekären Be-
schäftigungsverhältnisse sind sehr belastend. Minijobs und Teil-
zeitbeschäftigungsverhältnisse verunmöglichen die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie wegen der Gestaltung der Arbeitszeit. Von 
den Angestellten wird permanente Verfügbarkeit gefordert und die 
Arbeitszeiten werden sehr kurzfristig festgesetzt. 

Schwangerschaft 

Der überwiegende Teil der Frauen, die in Hamburg Beratungsan-
gebote für Schwangere wahrnehmen, ist in einer finanziell 
schwierigen Lage. 96% der ratsuchenden Frauen in einer Ham-
burger Beratungsstelle stellten einen Unterstützungsantrag an die 
Bundesstiftung „Mutter und Kind“. Nur 2% dieser Anträge wurden 
abgelehnt. Wie dramatisch die Situation dieser Frauen ist, zeigt 
sich daran, dass fast ein Viertel der Beratenen einen Schwanger-
schaftsabbruch aus finanziellen Gründen in Erwägung zieht. Viele 
der Beratenen sind im Niedriglohnsektor beschäftigt. Sie erhalten 
zusätzlich ALG II, haben noch einen weiteren Job oder leben von 
einem Einkommen unterhalb des Existenzminimums. In vielen 
Fällen handelt es sich um Zeitarbeit oder Minijobs, so dass die 
soziale Absicherung unzureichend ist. In Folge der Schwanger-
schaft droht daher häufig der Verlust des Arbeitsplatzes. Auch die 
ärztliche Betreuung gestaltet sich für viele der beratenen Frauen 
schwierig. Nicht alle Vorsorgeuntersuchungen werden von der 
Krankenkasse übernommen, so dass die Frauen auf die empfoh-
lenen Zusatzuntersuchungen verzichten, weil sie sie sich nicht 
leisten können. 
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Öffentliche Dienstleistungen 

Frauen, die in Armut leben, haben einen schlechteren Zugang zu 
öffentlichen Dienstleistungen. Bei allen Beratungsstellen spielen 
Probleme mit Behörden eine große Rolle. Dies liegt zum Teil dar-
an, dass die Frauen schlecht über ihre Rechte informiert sind, ist 
aber z.B. bei Migrantinnen auch auf Kommunikations- und Ver-
ständigungsschwierigkeiten zurückzuführen. Öffentliche Einrich-
tungen, die sich nicht im unmittelbaren Wohnumfeld der Betroffe-
nen befinden, sind zudem schwer zu erreichen. Für Menschen mit 
einem geringen Einkommen sind häufig schon die Kosten für öf-
fentliche Verkehrsmittel eine Barriere für die Inanspruchnahme 
von Leistungen, die ihnen zustehen.  

 

Altersarmut 

Altersarmut ist in der Regel die Folge von Einkommensarmut, die 
mit der Lohndiskriminierung von Frauen zusammenhängt. Wie 
überall sind auch in Hamburg überwiegend Frauen von Altersar-
mut betroffen, vor allem pflegebedürftige Menschen. Infolge ein-
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geschränkter Beweglichkeit ist gesellschaftliche Teilhabe für älte-
re Menschen ohnehin schwierig. Wenn auch die finanziellen Mittel 
fehlen, droht schnell der völlige Ausschluss vom gesellschaftli-
chen Leben. So muss z.B. eine Hamburger Kirchengemeinde 
feststellen, dass immer mehr ältere Menschen nicht genug Geld 
haben, um an den angebotenen Ausflügen teilzunehmen. Ältere 
Frauen müssen häufiger einen Antrag auf Grundsicherung stellen 
als ältere Männer, weil die kleine Rente nicht reicht. Bei alleinste-
henden alten Frauen ist jede Dritte akut von Armut bedroht. Frau-
en leben länger, aber wovon? 

Das tatsächliche Ausmaß der Altersarmut lässt sich nur sehr be-
dingt aus den offiziellen Zahlen zur Grundsicherung im Alter able-
sen. Gerade älteren Menschen, die ihr Leben lang gearbeitet ha-
ben, ist es peinlich, im Alter nicht für sich selbst sorgen zu kön-
nen. Viele nehmen Sozialleistungen nicht in Anspruch und versu-
chen, ihre Armut im Alltag zu verstecken.  

Überschuldung 

In Deutschland sind etwa 3 bis 4 Millionen Haushalte überschul-
det. Bereits vergleichsweise geringe Schulden können bei armen 
Haushalten zu Überschuldung führen, weil Arbeitslosigkeit und 
ein andauerndes Niedrigsteinkommen die Rückzahlung nicht er-
lauben. Dann droht häufig sogar der Verlust der Wohnung und 
damit Obdachlosigkeit. 

Ein Ausweg ist die Privatinsolvenz. Die Zahl der Privatinsolvenzen 
in Hamburg ist 2009 um 23% auf 3572 Fälle (bundesweit 
130.698) gestiegen. Sie ist damit überdurchschnittlich hoch. Zwi-
schen den einzelnen Bezirken bestehen große Unterschiede, die 
in etwa den jeweiligen Arbeitslosenquoten entsprechen. Eimsbüt-
tel liegt mit 93 Insolvenzen je 100 000 Einwohnern weit unter dem 
Bundesdurchschnitt, Hamburg-Mitte (290) und Hamburg-Harburg 
(247) liegen deutlich darüber. Betroffen sind vor allem immer 
mehr junge Menschen. Von ihnen sind 63% Frauen, vor allem 
Frauen nach einer Existenzgründung. 
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Ursachen von Frauenarmut 

Frauenarmut hat vielfältige und komplexe Ursachen. Meistens 
wirken verschiedene Faktoren zusammen und bedingen sich 
wechselseitig. Einige Armutsursachen sind geschlechtsunabhän-
gig. Andere Armutsursachen ergeben sich aus strukturellen Be-
nachteiligungen von Frauen, die für fast alle Frauen gelten. 

 

Bildung 

Fehlende Bildungsabschlüsse oder eine niedrige Bildung sind 
eine der wichtigsten Ursachen für Armut. In Deutschland betrug 
die Erwerbstätigenquote unter den 25- bis 65-Jährigen für Men-
schen mit Fachhochschul- bzw. Hochschulabschluss im Jahr 
2006 rund 85%. Demgegenüber waren nur 53,5% der Personen 
ohne beruflichen Abschluss erwerbstätig. Dabei nimmt die Bedeu-
tung einer guten Schul- und Berufsausbildung auf dem Arbeits-
markt angesichts immer höherer Anforderungen noch zu. 

Die soziale Herkunft einer Person wirkt sich auf Bildung und Ar-
beitsmarkt aus. Damit wird das Risiko, arm zu sein, umso höher, 
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je weniger privilegiert die Schicht ist, aus der eine Person stammt. 
Die Bildungschancen hängen allerdings weniger von der Finanz-
lage als vom Bildungsstand des Elternhauses ab. Während 83% 
der AkademikerInnenkinder einen Abschluss erreichen, der zum 
Hochschulzugang berechtigt, sind es bei Kindern mit Eltern ohne 
akademischen Abschluss nur 23%. In keinem OECD-Land sind 
die Bildungschancen und die Chancen sozialer Mobilität so stark 
von der sozialen Herkunft abhängig wie in Deutschland. Schulleis-
tungsstudien zeigen, dass Kinder aus sozial benachteiligten 
Schichten auf Grund des niedrigeren familiären Bildungshinter-
grundes in ihrer Leistungs- und Kompetenzentwicklung hinter den 
Kindern aus oberen Gesellschaftsschichten zurückstehen. Auch 
bei gleichen geistigen und schulischen Kompetenzen schneiden 
sie deutlich schlechter ab. Dieser Trend war in der PISA-Studie 
2006 sogar noch deutlicher ausgeprägt als 2001. Kinder aus bil-
dungsfernen Elternhäusern erhalten erst bei wesentlich höheren 
Leistungswerten eine Gymnasialempfehlung als Kinder aus bil-
dungsnahen Elternhäusern. Selbst die Eltern scheuen sich, ihr 
Kind für den höheren Bildungsweg vorzuschlagen. 

Auch die soziale Spaltung der Städte spielt als herkunftsbedingter 
Armutsfaktor eine Rolle. Stadtteile, in denen die Arbeitslosenquo-
te dauerhaft besonders hoch ist, befinden sich häufig in einem 
Teufelskreis. Die Schulen sind oft schlechter, die Menschen müs-
sen mit Diskriminierungen leben und haben weniger Chancen am 
Arbeitsmarkt. Wer es sich leisten kann, zieht weg, so dass den 
Kindern vor Ort positive Rollenmodelle fehlen.  

Frauen haben im Bildungsbereich die größten Fortschritte ge-
macht. Der Bildungsbericht 2010 der Bertelsmann-Stiftung bestä-
tigt, dass Mädchen und junge Frauen im Bildungssystem immer 
erfolgreicher sind. Zugleich nimmt das Risiko, dort zu scheitern, 
für Jungen und junge Männer zu, insbesondere für Migranten. Im 
Schuljahr 2008/2009 lag der Schülerinnenanteil in Hamburg bei 
49,6%. An den Gymnasien (52,4%) und Abendgymnasien 
(58,4%) war er höher, an Haupt- (45,4%) und Sonderschulen 
(36,8%) deutlich niedriger. An den Hamburger Universitäten wa-
ren im Wintersemester 2007/2008 46% der 69.000 Studierenden 
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weiblich. Noch zu Beginn der 70er Jahre stellten Frauen nur etwa 
ein Viertel der damals knapp 29.000 Studierenden. 

Die Auszubildenden im Schulberufssystem sind nach wie vor 
überwiegend weiblich (72%), die im dualen betrieblichen und 
schulischen Ausbildungssystem überwiegend männlich (56%). 
Auf die Schwierigkeiten junger Männer beim Übergang in die Be-
rufsausbildung verweist ihr Anteil an Fördermaßnahmen, der 
deutlich höher ist als bei jungen Frauen (56% zu 44%). 

Der schlechtere Bildungszugang früherer Frauengenerationen 
wirkt sich bis heute als Armutsfaktor aus. Während bei den unter 
40-Jährigen der Anteil der Frauen mit Hochschul- oder Fachhoch-
schulreife etwas höher ist als der der Männer, ist es bei den über 
40-Jährigen umgekehrt. Ebenso verhält es sich bei den Hoch-
schul- und Fachhochschulabschlüssen. Im Jahr 2007 verfügten 
27,6% der über 50-jährigen Frauen im ALG II - Bezug, aber nur 
14,6% der Männer in dieser Altersgruppe nicht über einen Be-
rufsabschluss. In den niedrigeren Altersgruppen wurden derartige 
Unterschiede nicht festgestellt. 

Nicht auf fehlende Bildung zurückzuführen ist hingegen das er-
höhte Armutsrisiko jüngerer Frauengenerationen. Ihre Erfolge im 
Bildungssystem spiegeln sich jedoch oft nicht im Erwerbsleben 
wider. Dies liegt hauptsächlich an den Strukturen des Arbeits-
marktes, an der familiären Rollenverteilung, an dem Mangel an 
umfassenden familienergänzenden Kinderbetreuungsmaßnah-
men und öffentlichen Betreuungsangeboten in Alter und Pflege. 
Die „Care“-Funktionen werden immer noch überwiegend Frauen 
zugeordnet. 

Die gestiegenen Anforderungen des Arbeitsmarktes machen die 
berufliche Weiterbildung insbesondere auch älterer Arbeitnehme-
rInnen immer wichtiger. Insgesamt sind Frauen bei der berufli-
chen Weiterbildung kaum weniger stark repräsentiert als Männer. 
Während aber unter den 20 - 30-Jährigen mehr als die Hälfte der 
Teilnehmenden weiblich ist, fällt ihr Anteil bei den 35 - 40-
Jährigen aus familiären Gründen ab. Besonders deutlich fällt der 
Unterschied bei den über 55-Jährigen aus. In dieser Altersgruppe 
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erreichen nur 43% der Weiterbildungsmaßnahmen Frauen. So 
erhöht sich das Armutsrisiko gerade für ältere Frauen. 

Arbeitsmarkt 

Die beste Absicherung gegen Armut ist eine reguläre Vollzeiter-
werbsarbeit. Obwohl die Erwerbsquote der Frauen gestiegen ist, 
besteht eine Gender-Lücke, weil Frauen überwiegend in Teilzeit, 
befristet oder geringfügig beschäftigt sind. Mit dieser Frauener-
werbsarbeit kann kein ausreichendes Einkommen erzielt werden. 
55,6% der Männer verdienen über 1.500 €, 58,2% Frauen unter 
1.300 €. Die Lohnlücke zwischen Männer- und Frauenlöhnen be-
trägt 23%, EU-weit sind es 15%. 

Die Frauenerwerbsquote beträgt für die 15 - 65-Jährigen 69,6% 
(Männer: 81,8%). Sie täuscht Fortschritte in Bezug auf die Lage 
auf dem Arbeitsmarkt vor, weil Frauenerwerbsarbeit meist Teil-
zeitarbeit und Arbeit zu jedem Preis ist. Wenn der Arbeitsumfang 
berücksichtigt wird, ist die Arbeitsmarktbeteiligung der Frauen seit 
den 90er Jahren sogar gesunken. Mehr Frauen arbeiten weniger. 

In Deutschland eher neu ist das Phänomen, dass Menschen trotz 
Arbeit arm sind. Erwerbstätige, die zusätzlich Sozialleistungen, 
insbesondere ALG II, erhalten, werden als AufstockerInnen be-
zeichnet. Ihre Zahl steigt seit langem und lag im Jahr 2008 bereits 
bei 1,4 Mio. 

Es gibt immer mehr atypische Beschäftigungsverhältnisse wie 
Teilzeitbeschäftigung mit 20 Wochenstunden und weniger, befris-
tete Beschäftigung, ausschließlich geringfügige Beschäftigung 
und Zeitarbeit. Fast sechs Millionen Frauen, aber nur 2,5 Millio-
nen Männer sind atypisch beschäftigt. Damit ist mehr als ein Drit-
tel der erwerbstätigen Frauen in prekären Beschäftigungsverhält-
nissen tätig, bei den Männern ist es nur etwas mehr als jeder 
Zehnte. Nur zwei Drittel der atypisch Beschäftigten verdienen ih-
ren Lebensunterhalt überwiegend durch ihre Erwerbstätigkeit. 
Dennoch sind zwei von drei Teilzeitbeschäftigten auf ihren Ver-
dienst angewiesen. Nur die Hälfte der geringfügig Beschäftigten 
lebt mit einer Normalarbeitnehmerin oder einem Normalarbeit-
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nehmer zusammen. Das Armutsrisiko von geringfügig Beschäftig-
ten ist von 10% in 1998 auf 23% in 2008 gestiegen. 

Auch der Niedriglohnsektor brei-
tet sich aus. Als Niedriglohn gilt 
ein Lohn von weniger als zwei 
Dritteln des Durchschnitts. Je-
de/r fünfte abhängig Be-
schäftigte arbeitet in Deutsch-
land für einen Niedriglohn. 
69,2% (4,53 Millionen) der Nied-
riglohnbeschäftigten sind Frau-
en. Das ist fast jede dritte er-
werbstätige Frau. Frauen ver-
dienen auch erheblich häufiger 
als Männer besonders niedrige 
Stundenlöhne: Weniger als 5 € 
brutto pro Stunde verdienen 
5,9% der weiblichen, aber nur 
1,6% der männlichen Beschäf-
tigten. Weniger als 6 € ver-
dienten fast 20% der Frauen 
(Männer: 3,6%).  

Diese Löhne reichen schon bei Vollzeitarbeit nicht aus, um den 
Lebensunterhalt zu bestreiten. Die Situation verschärft sich da-
durch, dass knapp zwei Drittel der weiblichen Niedriglohnbeschäf-
tigten in Teilzeit- oder Minijobs arbeiten. Das hat vor allem zwei 
Gründe: Noch immer arbeiten Frauen überwiegend im Dienstleis-
tungsbereich. Da insbesondere Pflegetätigkeiten von (weiblichen) 
Familienangehörigen unentgeltlich erbracht wurden und werden, 
sind sie nach wie vor stark unterbewertet. Zudem werden Frauen 
bis heute als Zuverdienerinnen betrachtet, die kein Einkommen 
benötigen, das ihr Auskommen sichert. Diese Vorurteile und Rol-
lenzuweisungen, die aus der Zeit des sogenannten Ernährermo-
dells stammen, sind überholt. Mehr Familien denn je sind vom 
Einkommen der Frauen abhängig. 
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Die Situation im Niedriglohnsektor schildert die Broschüre „Armut 
und Ausgrenzung überwinden – in Gerechtigkeit investieren“ der 
Nationalen Armutskonferenz am Beispiel der 40-jährigen Sarah B. 
Seit Ende 2007 arbeitet sie in einem unbefristeten Arbeitsverhält-
nis als Teilzeitkraft (30 Stunden) in einem Restaurant. Sie wird als 
Rotationsarbeiterin eingesetzt. Dazu gehören Tätigkeiten im 
Gastraum, im Servicebereich, an der Kasse sowie Vorbereitung 
und Herstellung von Produkten und Produktzutaten einschließlich 
aller notwendigen Hilfs-, Säuberungs- und Reinigungsarbeiten 
auch im Sanitär- und Hygienebereich. Sie ist verpflichtet, ihre „Ar-
beitsleistung in sämtlichen Schichten und auch nachts, an Wo-
chenenden und an Feiertagen zu erbringen.“ Auf Anordnung 
muss sie „pro Monat Überstunden von bis zu 30% der regelmäßi-
gen monatlichen Arbeitszeit leisten.“ „Am schlimmsten sind die 
Nachtschichten. Bis 2 Uhr morgens hat das Restaurant geöffnet, 
dann muss ich noch putzen. Oft bin ich erst um 5 Uhr morgens 
mit der Arbeit fertig, aber ich bin auf den Nachtzuschlag angewie-
sen…“ Im Schnitt arbeitet sie 140 Stunden pro Monat. Je nach 
Feiertags- und Nachtzuschlag kommt sie auf 840 € bis 1.020 € 
netto. „Wenn ich meine Miete und die übrigen Kosten bezahlt ha-
be, bleibt nicht viel übrig, weil ich Schulden habe und die mit einer 
monatlichen Rate von 120 € abbezahlen muss. Ohne den Kredit 
hätte ich nicht umziehen können… Ich muss an allen Ecken und 
Kanten sparen, damit ich genug Geld habe, um z.B. meiner Toch-
ter – sie lebt bei ihrem Vater – das tägliche Mittagessen nach der 
Schule und ein kleines Taschengeld zu finanzieren. Dafür habe 
ich sogar den Fernseher bei der GEZ abgemeldet. Trotzdem 
komme ich mit dem Geld nicht aus. Um meiner Tochter ein klei-
nes Geburtstagsgeschenk kaufen zu können, habe ich mir von 
einem Arbeitskollegen Geld geliehen. Als Pfand habe ich ihm eine 
goldene Kette – ein Erbstück meiner Mutter – gegeben...“ 
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Arbeitslosigkeit 

Arbeitslosigkeit führt zu Einkommensarmut und steigert so das 
Armutsrisiko. Außerdem gehört Langzeitarbeitslosigkeit zu den 
wichtigsten Ursachen sozialer Ausgrenzung. 

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Gender-Analytikreport, April 2010 

Bundesweit lag die Arbeitslosenquote von Frauen im April 2010 
bezogen auf alle abhängig beschäftigten Erwerbspersonen bei 
8,4%. In Hamburg war sie mit 8,7% etwas höher. Die Arbeitslo-
sigkeit war damit im Vergleich zum Vorjahr jeweils leicht gesun-
ken. Die Arbeitslosenquote der Männer lag mit 9,7% im Bund und 
11,3% in Hamburg etwas höher. Das liegt an der Finanzmarkt- 
und Wirtschaftskrise. Sie trifft das produzierende Gewerbe mit 
seinen überwiegend männlichen Beschäftigten unmittelbarer als 
den zahlenmäßig von Frauen dominierten Dienstleistungsbereich. 
In vergangenen Krisen war jedoch der Dienstleistungssektor 
meist mit einer gewissen Verzögerung betroffen und erholte sich 
dann langsamer als die Produktion. Wahrscheinlich wird sich die 
Arbeitsmarktlage also auch für die Frauen noch verschlechtern. 

Verzerrt wird der Vergleich der Arbeitslosenquoten für Männer 
und Frauen dadurch, dass Personen, die nicht arbeiten, weil sie 
Kinder betreuen oder Angehörige pflegen, nicht als arbeitslos gel-
ten. Da diese Regelung ganz überwiegend Frauen betrifft, werden 
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viele Frauen nicht als arbeitslos erfasst, obwohl ihre Situation tat-
sächlich derjenigen von Arbeitslosen entspricht. 

Insgesamt ist der Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und 
dem Bezug von Leistungen zur Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de (SGB II) oder zur Arbeitsförderung (SGB III) bei Frauen weni-
ger eng als bei Männern. Immerhin 14,8% der arbeitslosen Frau-
en erhalten keine Leistungen nach dem SGB II oder dem SGB III, 
während es bei den Männern nur 10,6% sind. Umgekehrt sind nur 
45,6% der Frauen im Leistungsbezug überhaupt arbeitslos (Män-
ner: 55,4%). Einerseits werden die finanziellen Folgen der Ar-
beitslosigkeit bei Frauen häufiger durch andere Einkommen, ins-
besondere solche des Partners aufgefangen. Andererseits befin-
den sich Frauen häufig in der gleichen wirtschaftlichen Lage wie 
Arbeitslose, obwohl sie entweder erwerbstätig sind oder infolge 
familiärer Verpflichtungen dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung 
stehen. Frauen sind länger arbeitslos als Männer. Nach neueren 
Daten waren die arbeitslosen Frauen durchschnittlich bereits seit 
61,7 Wochen arbeitslos, die Männer hingegen seit 51,9 Wochen. 

Kinder 

Kinder sind in Deutschland ein wichtiges Armutsrisiko. Das Risiko 
steigt mit der Zahl der Kinder. Kinderarmut ist aber auch abgelei-
tete Frauenarmut. 

Praktisch keine Rolle spielt Armut in Familien, in denen beide El-
tern erwerbstätig sind, selbst wenn sie Teilzeit und Vollzeit kom-
binieren. Besonders hoch ist das Risiko einer Einkommensarmut 
für Alleinerziehende, Familien mit zwei und mehr Kindern und 
Familien mit Migrationshintergrund. Obwohl gerade Familien mit 
jüngeren Kindern (unter 7 Jahren) häufiger auf ALG II - Leistun-
gen zurückgreifen, steigt das Armutsrisiko mit dem Alter der Kin-
der. Fast jedes vierte Kind zwischen 15 und 18 Jahren lebt in Ein-
kommensarmut. 

Die Erwerbsquote für Mütter mit einem unter dreijährigen Kind ist 
in Deutschland im internationalen Vergleich besonders gering. 
Zudem fällt ihre Erwerbsbeteiligung besonders stark mit der Kin-



 

39 

derzahl. Kinder schränken den möglichen Umfang einer Er-
werbstätigkeit bei Frauen stärker ein als bei Männern. Deutsch-
land erreicht nicht die EU-Vorgabe, eine Kinderbetreuung für 90% 
der 3 – 6-jährigen Kinder und für 33% der unter Dreijährigen an-
zubieten. Auch fehlt es an Ganztagsschulen. 

Alleinerziehende 

Armut ist ein besonderes 
Problem für Alleinerzie-
hende, da ihr monatliches 
Durchschnittseinkommen 
bei Berücksichtigung der 
Haushaltsgröße unter 
1.000 € liegt und damit 
weit niedriger ist als bei 
Elternpaaren. 41% aller 
Alleinerziehenden bezie-
hen Leistungen nach dem 
SGB II. Obwohl nur in je-
der fünften Familie in 
Deutschland ein alleiner-
ziehender Elternteil lebt, 
stellen Alleinerziehende 
mehr als die Hälfte der Be-
darfsgemeinschaften mit 
Kindern (53%). Von Lang-
zeitarmut sind Alleinerziehende viermal häufiger betroffen als 
Paarfamilien. Rund 95% der bedürftigen Alleinerziehenden sind 
Frauen. 

Ein Viertel der Alleinerziehenden gibt an, sich wirtschaftlich ziem-
lich einschränken zu müssen. Während berufstätige Mütter kaum 
von größeren Problemen berichten, ist dies bei mehr als jeder 
sechsten Nichtberufstätigen der Fall. 

Dabei zeigen Alleinerziehende eine hohe Leistungsbereitschaft. 
Sie erziehen ihre Kinder häufig ohne Hilfe des anderen Elternteils 
und gehen gleichzeitig einem Beruf nach. 64% der Alleinerzie-
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hende, die nicht erwerbstätig sind, würden gerne arbeiten. Ob-
wohl sie nicht weniger qualifiziert sind als Elternteile in Paarfamili-
en, haben sie größere Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt. 
Dies liegt an der für Alleinerziehende schwierigen Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. 

Trotzdem ist der Anteil Erwerbstätiger bei alleinerziehenden Müt-
tern und Müttern in Paarfamilien mit knapp zwei Dritteln etwa 
gleich hoch. Nur mit unter dreijährigen Kindern ist die Erwerbsbe-
teiligung von alleinerziehenden Müttern geringer als die von Müt-
tern in Paarhaushalten. Über die Hälfte der Alleinerziehenden ist 
in Vollzeit erwerbstätig, während es unter den Müttern in Paarfa-
milien nur 39% sind. 

Fast 60% der alleinerziehenden Erwerbstätigen, die ergänzende 
Sozialleistungen erhalten, arbeiten weniger als 15 Stunden pro 
Woche. Knapp die Hälfte möchte die Arbeitszeit ausdehnen. Dies 
scheitert oft, weil die Grundsicherungsträger keine Betreuungs-
möglichkeiten anbieten können. Betreuungsdefizite bestehen 
nicht nur bei Kleinkindern, sondern auch bei der Nachmittags-
betreuung, die für mehr als drei Viertel der Schulkinder fehlt. 

Biografien 

Frauen sind strukturell benachteiligt weil sie ihre Erwerbstätigkeit 
häufiger familienbedingt unterbrechen als Männer in vergleichba-
rer Situation. Diese Brüche in der Erwerbsbiografie erhöhen das 
Armutsrisiko von Frauen. Sie beenden öfter als Männer Qualifizie-
rungsphasen, bevor sie einen Abschluss erreichen. Zudem liegt 
eine Qualifizierung oder Erwerbstätigkeit bei der Rückkehr in den 
Arbeitsmarkt häufig lange zurück. Die Situation der Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt verschlechtert sich also nachhaltig. Ihre Ein-
kommen und vor allem ihre Renten sind niedriger. Ihr Armuts- und 
ihr Kündigungsrisiko sind größer. 

Noch riskanter ist die Entscheidung, auf die eigene Berufstätigkeit 
zu verzichten und sich von einem „männlichen Ernährer“ abhän-
gig zu machen. Diese Frauen sind bei Trennung, Scheidung oder 
Arbeitslosigkeit des Partners in hohem Maße armutsgefährdet. 
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Die neuen Regelungen zum Unterhalt verschärfen für Hausfrauen 
das Risiko, nach einer Scheidung arm zu werden. 

Alter, Pflege, Rente 

Der Dritte Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung 
stellt fest, dass das Risiko der Einkommensarmut in der Alters-
gruppe der ab 65-Jährigen zugenommen hat. Für Frauen liegt es 
mit 13,2% deutlich höher als für Männer mit 9,9%. Leistungen zur 
Sicherung des Existenzminimums werden in der Altersgruppe der 
mindestens 65-Jährigen im Vergleich zum Rest der Bevölkerung 
weniger häufig in Anspruch genommen. Im Jahr 2006 bezogen 
nur 2,8% der Frauen sowie 2,0% der Männer die Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung, die eigene Alterseinkünfte bis 
zur Höhe der Mindestsicherung ersetzt oder ergänzt. Für West-
deutschland betrug die Gesamtquote 2,6%, für Ostdeutschland 
nur 1,8%. Dabei war das Geschlechtergefälle in den neuen Bun-
desländern etwas schwächer ausgeprägt. 
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Nach dem Rentenbericht der Bundesregierung erhielten Männer 
im Westen Deutschlands 2007 durchschnittlich 951 € Rente im 
Monat, im Osten 994 €, Frauen lediglich 478 € beziehungsweise 
666 € Rente. Rentnerpaare über 65 Jahre verfügten im Jahr 2007 
als Gesamteinkommen durchschnittlich über 2.350 € netto im 
Westen und 1.937 € im Osten als Gesamteinkommen. Bei allein-
stehenden Rentnern waren es 1.568/1.188 € (West/Ost), bei al-
leinstehenden Frauen 1.201/1.152 €. 

Alle Prognosen gehen davon aus, dass Altersarmut zunehmen 
wird. Ein Grund hierfür ist das gesunkene Rentenniveau. Allein in 
den vergangenen fünf Jahren ist die Kaufkraft der Renten um 
10% gesunken. Noch im Jahr 2004 betrug das durchschnittliche 
Rentenniveau 53% des Lohnniveaus. Bis zum Jahr 2030 wird es 
voraussichtlich auf 43% fallen. 

Zudem ist die Situation auf dem Arbeitsmarkt schwieriger gewor-
den. Schon für eine Rente in Höhe der Grundsicherung muss 
ein/e Durchschnittsverdienerin/ Durchschnittsverdiener 25 Jahre 
lang Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung zahlen. Für 
Beschäftigte im Niedriglohnsektor erhöht sich diese Zeit entspre-
chend. Ein weiterer Risikofaktor ist Langzeitarbeitslosigkeit. Zwar 
werden für Arbeitslose monatlich Rentenversicherungsbeiträge 
gezahlt, die monatliche Rente für ein Jahr Arbeitslosigkeit beträgt 
jedoch wenig mehr als 2 €. Entsprechend ist die Situation für 
sechs Millionen Frauen in nicht sozialversicherungspflichtigen 
Minijobs. Sofern sie nicht 15% ihres Lohns freiwillig in die Ren-
tenversicherung einzahlen, erwerben sie keine Rentenansprüche, 
die ihre Altersversorgung gewährleisten. 

Die durchschnittlichen Erwerbsrenten von Frauen sind vor allem 
deshalb deutlich niedriger, weil das gesetzliche Rentensystem 
stark an die Erwerbsbiografie anknüpft. Nach wie vor wird von 
einem durchschnittlichen Vollzeiteinkommen über einen Zeitraum 
von 45 Erwerbsjahren ausgegangen. Dies trifft tatsächlich nur auf 
5% aller Frauen zu. Durchschnittlich kommen Frauen im Westen 
auf 26 Beitragsjahre (Ost: 41), Männer im Westen kommen auf 39 
Beitragsjahre (Ost: 44). Die deutlich kürzeren Beitragszeiten von 
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Frauen sind vor allem familienbedingten Erwerbsunterbrechungen 
geschuldet. Hinzu kommen die niedrigeren Löhne von Frauen. 

Diese Nachteile kann auch die Berücksichtigung von Fürsorgear-
beit im Rahmen von Kindererziehung und Pflege nicht ausglei-
chen. Für ab 1992 geborene Kinder werden unabhängig von einer 
tatsächlichen Unterbrechung der Erwerbstätigkeit drei Jahre Er-
ziehungszeit pro Kind auf die Rentenansprüche angerechnet. Die 
heutigen Altersrentnerinnen erhalten für ihre Erziehungsarbeit 
jedoch durchschnittlich nur 60 € Rente, da sie ihre Kinder in aller 
Regel vor 1992 geboren haben und ihnen nur ein Erziehungsjahr 
pro Kind angerechnet wird. In Westdeutschland ist die Rente ei-
ner Frau heute im Durchschnitt umso niedriger, je mehr Kinder sie 
erzogen hat. 

Noch verstärkt wird die Benachteiligung der Frauen durch die Be-
triebsrenten. In der Generation der zwischen 1941 und 1962 Ge-
borenen haben 30% der Männer, aber nur 15% der Frauen Aus-
sicht auf eine eigene Betriebsrente. Zudem ist der durchschnittli-
che Rentenanspruch der Männer mit 400 € doppelt so hoch wie 
der der Frauen. Betriebliche Rentensysteme sind traditionell stär-
ker in den männlich dominierten großen Industriebetrieben ver-
breitet. Zudem verfielen betriebliche Rentenansprüche früher häu-
fig, wenn Frauen ihre Erwerbstätigkeit familienbedingt aufgaben. 

Durch die Rentenreform hat die private Altersvorsorge erheblich 
an Bedeutung gewonnen. Hierdurch dürften sich sowohl das Ge-
schlechtergefälle als auch die sozialen Unterschiede bei den Al-
terseinkünften weiter verschärfen. Gerade die Gruppen, die nur 
unzureichende gesetzliche Rentenansprüche erwerben, können 
sich eine private Altersvorsorge am allerwenigsten leisten.  

Neben den Erwerbsrenten spielen nach wie vor auch die niedrige-
ren Hinterbliebenenrenten für die Alterssicherung von Frauen eine 
wichtige Rolle. Dabei „erbt“ der hinterbliebene Ehepartner gewis-
sermaßen einen Teil der Ansprüche des anderen Partners. In der 
traditionellen Alleinverdienerehe war die Frau nach dem Tod des 
Mannes regelmäßig vollständig von der Hinterbliebenenrente ab-
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hängig. Auch heute noch werden gut 90% aller Hinterbliebenen-
renten an Frauen gezahlt. 

Besonders stark von Altersarmut betroffen sind geschiedene 
Frauen. Zwar werden die während der Ehe erzielten Rentenan-
sprüche durch den Versorgungsausgleich zwischen den Partnern 
aufgeteilt. Hausfrauen, die zuvor in einer Alleinverdienerehe ge-
lebt haben, gelingt es jedoch selten, durch eigene Erwerbstätig-
keit Rentenansprüche aufzubauen, die denen durchgehend be-
rufstätiger Frauen entsprechen. 

Ein großes Armutsrisiko im Alter ist die Pflegebedürftigkeit. Ältere 
Frauen stellen die große Mehrheit der Pflegebedürftigen, weil ihre 
Lebenserwartung höher als die der Männer ist. Frauen sind häufi-
ger und länger pflegebedürftig. Leistungen der Pflegeversiche-
rung gehen zu über 70% an Frauen. Der Frauenanteil in Pflege-
einrichtungen lag 2005 bei 80%. In Hamburg (2007) waren 29.780 
Frauen und 13.360 Männer pflegebedürftig. Bei den unter 70-
Jährigen gibt es annähernd gleich viele pflegebedürftige Frauen 
und Männer, dann aber steigt der Frauenanteil immer stärker an. 

Während Männer meistens von ihrer Partnerin gepflegt werden, 
sind Frauen in Folge ihrer höheren Lebenserwartung häufiger auf 
außerfamiliäre Dienstleistungen angewiesen. Dies erhöht das 
Verarmungsrisiko. 2005 bezogen 5% der Nutzerinnen und Nutzer 
häuslicher Pflege und 25% der Bewohnerinnen und Bewohner 
von Pflegeeinrichtungen zusätzlich zu den Leistungen der Pflege-
versicherung Sozialhilfe. 78% der über 65-Jährigen im Bezug von 
Sozialleistungen sind Frauen. Dabei werden Sozialleistungen erst 
gewährt, wenn die Betroffenen selbst und deren unterhaltspflichti-
gen Angehörige nicht mehr über die notwendigen Mittel verfügen. 
Diese Frauen stehen also oft am Ende eines längeren Verar-
mungsprozesses. 

Die Pflege durch Familienangehörige ist wirtschaftlich fast ebenso 
problematisch. Sie wird zu 73% durch Frauen erbracht, die zu fast 
zwei Dritteln im erwerbsfähigen Alter und zur Hälfte auch tatsäch-
lich berufstätig sind. 10% der familiären Pflegepersonen müssen 
ihre Berufstätigkeit einstellen, 11% müssen sie einschränken. 
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Selbst wenn das Pflegegeld den Verdienstausfall auszugleicht, 
drohen beim späteren Wiedereinstieg in die Erwerbstätigkeit wirt-
schaftliche Nachteile. Die EU-Kommission nennt die Pflege von 
Angehörigen als einen wesentlichen Grund für die niedrige 
Beschäftigungsquote von Frauen im Alter zwischen 55 und 64 
Jahren die 36,8% beträgt und um 18,2 Prozentpunkte unter der 
Beschäftigungsquote von Männern dieses Alters liegt. 

 
Foto: Christa Oppenheimer 

Migration 

Frauen mit Migrationshintergrund leben besonders oft in Armut. 
Oft haben sie auf Grund sprachlicher und kultureller Barrieren 
große Schwierigkeiten beim Zugang zu sozialen Dienstleistungen. 
Dabei bestehen große Unterschiede zwischen den einzelnen 
Gruppen von Menschen mit Migrationshintergrund. Die in 
Deutschland geborenen Mädchen mit Migrationshintergrund 
schneiden sowohl im Bildungsbereich als auch beim Übergang in 
den Beruf besser ab als die Jungen. Einen Migrationshintergrund 
zu haben, verschlechtert aber die Chancen von Jugendlichen auf 
einen Ausbildungsplatz messbar. Frauen, die als nachziehende 
Familienangehörige nach Deutschland kommen, haben demge-
genüber sprachliche und kulturelle Schwierigkeiten. Auch zeigt ihr 
familiäres Umfeld häufig kein Interesse daran, ihnen eine Integra-
tion in die Gesellschaft zu ermöglichen. 

Mütter mit Migrationshintergrund sind stärker an einer Berufstätig-
keit interessiert als Mütter insgesamt. Allerdings sind Migrantin-
nen (23%) seltener berufstätig als Mütter insgesamt (53%), wenn 
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es an außerfamiliärer Kinderbetreuung fehlt. Frauen mit Migrati-
onshintergrund haben zu einem höheren Anteil einen niedrigen 
Sozialstatus, so dass mehr Gesundheitsprobleme und Krankheits-
risiken bestehen als bei Menschen ohne Migrationshintergrund. 
Zudem nutzen sie die klassischen Angebote zur Gesundheitsför-
derung und Vorsorge auf Grund sprachlicher und sozial- kulturel-
ler Barrieren deutlich weniger.  

Besonders dramatisch ist die Lage von Frauen ohne einen Auf-
enthaltstitel, den sogenannten „Illegalen“. Ihre Situation ist extrem 
schwierig, da sie keinerlei Zugang zu sozialen Dienstleistungen 
haben und oft noch nicht einmal medizinisch versorgt sind. Gera-
de eine Schwangerschaft stellt sie vor große Probleme, weil me-
dizinische Versorgung unbedingt nötig ist, die Frauen aber 
zugleich fürchten müssen, dadurch entdeckt zu werden. Häufig 
begeben sich diese Frauen erst kurz vor der Geburt in ein Kran-
kenhaus, da sie dann nicht abgeschoben werden können. Unmit-
telbar danach tauchen sie jedoch wieder in die Illegalität ab. Die 
Frauen sind gezwungen, extrem schlecht bezahlte Arbeitsverhält-
nisse ohne soziale Absicherung einzugehen. Sie müssen am 
Rande der Gesellschaft leben. 

Links zum Thema Frauenarmut 

3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung 
http://www.bmas.de/portal/26742/property=pdf/dritter__armuts__und__reichtumsbericht.
pdf 
Familienreport 2010 des BMFSFJ: 
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-Anlagen/familienreport-
2010,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf 
Bildungsbericht 2010 der Bertelsmann Stiftung: 
www.bildungsbericht.de 
Broschüre der Nationalen Armutskonferenz zu Armut: 
http://www.nationale-
armutskonferenz.de/fileadmin/user_upload/PDF/Broschuere_nak_screen.pdf 
Europäisches Jahr zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgren-
zung: 
http://www.2010againstpoverty.eu/?langid=de 
EU-Statistikreport Combating Poverty and Social Exclusion: 
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/cache/ITY_OFFPUB/KS-EP-09-001/EN/KS-EP-09-001-
EN.PDF 
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Perspektiven 

Armut wirkt sich auf viele Bereiche des täglichen Lebens aus, wie 
Bildung, Gesundheit und soziale Teilhabe. Inzwischen „vererbt“ 
sich Armut in vielen Familien von einer Generation auf die nächs-
te. Soziale Gerechtigkeit mit gleichen Aufstiegschancen ist ein 
zentraler Bestandteil unserer Gesellschaftsordnung. Armutsbe-
kämpfung muss deshalb weit mehr als nur Fürsorge sein. Nur 
eine sozial gerechte Gesellschaft ist eine stabile Gesellschaft, an 
der die Bürgerinnen und Bürger teilhaben und für die sie sich ein-
setzen. 

Armut grenzt aus, Armut wächst durch sozialpolitisch ungerechte 
Regelsätze, Armut ist falsch verteilter Reichtum. Deswegen be-
darf es der Politik des sozialen Ausgleichs auf Länder- und Bun-
desebene, aber auch EU-weit. Demokratie und sozialer Ausgleich 
gehören in Europa zusammen. Europa ist eine soziale Marktwirt-
schaft aber keine Marktgesellschaft. 

Deshalb braucht Armut eine Grenze, Reichtum ein Maß und die 
gesellschaftliche Perspektive eine inklusive Gesellschaft ohne 
Ausgrenzung. 

Armut in Europa und Hamburg hat ein weibliches Gesicht, wenn 
die Armutsraten betrachtet werden bei Alleinerziehenden und Äl-
teren sowie Migrantinnen. Frauenarmut ist immer noch versteckte 
Armut. Viele Frauen verzichten, um ihre Familienmitglieder vor 
den Folgen von Armut zu schützen. Dies ist dramatisch, weil 
Frauen länger in Armut leben als Männer. 

• Armutsbekämpfung muss ein Anliegen der Gesellschaft sein. 

• Gebraucht wird eine hohe Erwerbsquote von 75% um Euro-
pas Zukunft zu sichern. 

• Frauen brauchen bezahlte Erwerbsarbeit, die ihnen eine 
menschenwürdige Existenz erlaubt. Sie brauchen flexible 
Arbeitsplätze, die an ihre Bedürfnisse zur Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie anknüpfen. 
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• Unbezahlte Frauenarbeit muss der Vergangenheit angehö-
ren. Die Care Economy ist Sache von Frauen und Männern. 

• Armut gefährdet Grundrechte und Demokratie. Eine Gesell-
schaft muss Armen ein Leben in Würde möglich machen, sie 
an gesellschaftlicher Gestaltung beteiligen. Ein Leben in so-
zialer Sicherheit hält Gesellschaft und Demokratie zusam-
men. 

• Schlüssel zur Armutsbekämpfung ist Bildung. Von daher 
werden tertiäre Berufsabschlüsse von mindestens 40% der 
erwerbsfähigen Bevölkerung eines Jahrgangs gebraucht wie 
auch eine Senkung der Schulabbrüche. 

Europa hat sich endlich verpflichtet, die Zahl der Armen um min-
destens 20 Millionen bis 2020 zu mindern. Damit engagieren sich 
die Mitgliedstaaten der EU erstmals für sichtbare Ergebnisse für 
ein gerechteres und inklusives Europa. Die Gesellschaft ist ver-
pflichtet, alles zu tun, damit von Armut Betroffene sich nicht als 
schwache Mitglieder der Gesellschaft erleben müssen, sich 
schämen, sich verstecken. Gerade Frauen in Armut dürfen nicht 
unsichtbar bleiben. Sie sind mutig aber ausgegrenzt, wollen alles 
schaffen, kriegen wenig Hilfe. Die Verhältnisse müssen für alle 
Frauen in allen Lebenslagen geändert werden. Der Landesfrauen-
rat Hamburg besteht daher nach wie vor auf einem Frauenbericht 
und auf Gender-Sichten in den geplanten Lebenslagenberichten 
der Freien- und Hansestadt Hamburg. 
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